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Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 21. Dezember 1993 das Deutsche Institut für Wirtschafts-

forschung Berlin, das Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel und das Institut für Wirtschaftsforschung 

Halle damit beauftragt, das 1992 begonnene Forschungsvorhaben mit dem Titel„ Die wirtschaftliche Situation Ruß-

lands und Weißrußlands — wirtschaftliches Potential und mögliche Entwicklungslinien" fortzuführen. Die beteilig-

ten Institute haben ihren fünften Bericht über die Wirtschaft Rußlands fertiggestellt. 

Der Bericht ist in zwei Teile gegliedert. Der aktuelle Stand der Wirtschaftsentwicklung und der Reformpolitik wurde 

im ersten Teil des Berichts' dargestellt. Der hier vorgestellte zweite Teil des Berichts beschäftigt sich schwerpunktmä-

ßig mit der realwirtschaftlichen Anpassung. 

Einleitung 

Ein entscheidender Prüfstein für den Erfolg der Transfor-

mationsanstrengungen ist in der realwirtschaftlichen An-

passung zu sehen. Der größte Teil dieser Anpassung hat 

auf Unternehmensebene zu erfolgen, wenngleich auch pri-
vate Haushalte und der staatliche Sektor einen Beitrag zu 

leisten haben. Die Hauptaufgabe des Staates liegt in der 

Schaffung ordnungs- und prozeßpolitischer Rahmenbe-

dingungen, die geeignet sind, die realwirtschaftliche An-

passung auf Unternehmensebene in Gang zu setzen. Eine 
verfehlte Wirtschaftspolitik kann die realwirtschaftliche 

Anpassung verzögern oder ganz verhindern. Neben den 

institutionellen Rahmenbedingungen beeinflussen in erheb-

lichem Maße auch übernommene Verhaltensmuster der 

Akteure und aus der planwirtschaftlichen Vergangenheit 

herrührende Sachzwänge und Engpässe, etwa der veral-

tete Kapitalstock, die realwirtschaftliche Anpassung in den 

Unternehmen. Diese Zusammenhänge sind jedoch sehr 

schwer zu erfassen, insbesondere da die statistische Infor-

1 Der erste Teil wurde als Wochenbericht des DIW, Nr. 47-48/ 
1994veröffentlicht. Der Bericht wurde auch veröffentlicht als Kieler 
Diskussionsbeiträge, Nr. 240-241/1994 und IWH Forschungsreihe 
8/1994. 
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mationsbasis äußerst lückenhaft ist. Im folgenden werden 

die beobachtbaren Anpassungsprozesse aus mehreren 
Blickwinkeln betrachtet, um so trotz der unzulänglichen 

Informationsbasis ein aussagekräftiges Gesamtbild ent-

stehen zu lassen. Die Anpassung wird in ihren sektoralen 

und regionalen Dimensionen, aus der Eigentumsperspek-

tive und schließlich aus der Sicht der Unternehmen 

beschrieben. Dabei geht es um die Geschwindigkeit der 

Anpassung, aber auch darum, ob die Anpassung eher akti-

ver oder passiver Art ist und ob durch ordnungspolitische 

Vorgaben selbst neue Anpassungshindernisse entstehen. 

Anpassung 

aus sektoraler und regionaler Perspektive 

Industrie 

Produktion 

Seit 1990 ist die Produktion der russischen Industrie kon-

tinuierlich gesunken, allein von 1990 bis 1993 um etwa 

40 vH. Dieser Schrumpfungsprozeß hat zwar flächen-

deckend alle Branchen erfaßt, jedoch in sehr unterschiedli-

chem Ausmaß. Während die Stromerzeugung in diesen 

vier Jahren um weniger als 10 vH und die Produktion der 

Brennstoffindustrie ungefähr um 30 vH zurückging, fiel die 
Produktion in der Chemieindustrie und in der Leichtindu-

strie auf etwa die Hälfte ihres Ausgangsniveaus. Ähnliche 

Dimensionen erreichte der Rückgang auch bei der Erzeu-
gung zahlreicher Investitionsgüter durch den Maschinen-

bau. In den ersten sieben Monaten 1994 kam es zu einem 

erneuten Produktionsrückgang um ein Viertel, von dem die 

Leichtindustrie (- 45 vH), der Maschinenbau (-42 vH) 
und die chemische und petrochemische Industrie 

(-36 vH) am stärksten betroffen waren. 

Aufgrund dieser Unterschiede in der Produktionsent-

wicklung der einzelnen Branchen hat sich die Bedeutung 

Tabelle 1 

der Rohstoff- und Energieproduktion in der russischen 

Industrie weiter verstärkt. Der Anteil der Brennstoff- und 

Energiezweige an der Industrieproduktion (in Preisen von 

1992) erreichte im ersten Halbjahr 1994 31 vH gegenüber 

21 vH 1990, während der Anteil des Maschinenbaus von 

20 auf 15 vH und derjenige der Leicht- und Nahrungsmit-

telindustrie von 19 auf 15 vH sankt. 

Unter marktwirtschaftlichen Bedingungen wären die Un-

ternehmen bei einem derartigen Produktionseinbruch ge-

zwungen, veraltete Kapazitäten mit hohen Produktionsko-
sten stillzulegen und vorzugsweise die am kostengünstig-

sten arbeitenden Produktionsanlagen auszulasten. Eine 

derartige Kapazitätsanpassung hat in der russischen Indu-

strie vermutlich nicht stattgefunden, vielmehr haben nach 

den vorliegenden Daten die Unternehmen in der Regel auf 

die rückläufige Nachfrage mit einer niedrigeren Ausla-

stung der Produktionskapazitäten reagiert (vgl. Tabelle 1). 

Negativ wirkt sich die unterbliebene Kapazitätsanpassung 

zwangsläufig auf die Kapitalproduktivität aus, die nach offi-

ziellen Angaben in den Jahren 1990 bis 1993 um 50 vH 

gesunken ist, allein 1993 um 18 vH 3. 

Ein schwieriges Strukturproblem ist die Konversion der 

Rüstungsindustrie auf zivile Produktion. Es gibt in Rußland 

über 2 000 Rüstungsbetriebe mit etwa 4 Mill. Beschäftig-

ten. Die Produktion von Rüstungsgütern sank 1993 insge-

samt um 29 vH, darunter in den der Konversion unterlie-
genden Betrieben um 22 vH. Gleichzeitig ging in diesen 

Betrieben auch die Erzeugung von zivilen Gütern um 10 vH 

zurück. Der Anteil der militärischen Güter an der Produk-

tion der Rüstungsindustrie lag nach offiziellen Angaben 

1993 bei 31 vH gegenüber 52 vH 1990 (in Preisen von 

1993). In 40 vH der Rüstungsunternehmen liegt der Anteil 

der zivilen Produktion derzeit bei 80 vH und mehr, nur 

2 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994, S. 10 f. 

3 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Mos-
kau 1994, S. 12. 

Auslastung der Produktionskapazitäten in der Industrie 1990 bis 1994 
in vH 

1990 1991 1992 1993 19941) 

Industrie insgesamt 
Eisen- und Stahlindustrie 
Chemie-Holz-Komplex 
Maschinenbau 
Baustoffindustrie 
Leichtindustrie 
Nahrungsmittelindustrie 

81 
93 
77 
77 
89 
91 
78 

74 
84 
74 
71 
87 
78 
70 

62 
72 
63 
58 
73 
63 
61 

53 
64 
52 
46 
59 
54 
56 

42 
51 
42 
32 
43 
38 
49 

1) Prognose. 

Quelle: Ekonomika Rossii v 1994 godu: analiz i prognoz, Moskau 1994, S. 34. 
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10 vH der Unternehmen produzieren überwiegend 
Rüstungsgüter 4. 

Seit Anfang 1994 hat sich die wirtschaftliche Situation 

der Rüstungsindustrie beträchtlich verschlechtert. Im er-

sten Halbjahr betrug der Produktionsrückgang insgesamt 

42 vH, der Rückgang bei den zivilen Erzeugnissen fiel mit 

40 vH kaum geringer aus. Ebenso wie der zivile Maschi-

nenbau sahen sich die Rüstungsbetriebe mit massiven 

Absatzproblemen bei den von ihnen erzeugten Investi-

tionsgütern konfrontiert, so daß die Produktion von Ausrü-

stungen für die Leichtindustrie um 70 vH und für den 
„agrarindustriellen Komplex" um 50 vH zurückging. 

Starke Produktionseinbußen verzeichneten auch der Wag-

gon- und Flugzeugbau. Günstiger entwickelte sich die 

Erzeugung diverser Konsumgüter (Kühlschränke, Wasch-

und Nähmaschinen), bei denen einige Unternehmen sogar 

Produktionszuwächse erzielen konnten. Einigen Unter-
nehmen gelang eine Spezialisierung, z.B. in der Medizin-

technik oder beim Bau von Bohrausrüstungen für die Erd-

ölindustrie. Eine solche Anpassung ist allerdings nicht 

typisch für den bisherigen Verlauf des Konversionsprozes-

ses insgesamt. Die Produktionsanlagen zur Erzeugung 

ziviler Erzeugnisse sind in vielen Fällen veraltet. Die Um-

stellung der Produktion erfolgt ohne eine hinreichende 

Marktanalyse. Zudem herrscht in vielen Unternehmen Un-

sicherheit über die künftigen Aufträge für Rüstungsgüter5. 

Tabelle 2 

Investitionen 

Die Gleichzeitigkeit von sinkender Produktion und 

hohen Inflationsraten mußte sich unter den Bedingungen 
„weicher Budgetrestriktionen" auf die Investitionen beson-

ders stark auswirken. Erstens mußte die Investitionsbereit-

schaft der Unternehmen angesichts der gesunkenen Ab-

satzchancen und der geringeren Kapazitätsauslastung oh-

nehin zurückgehen. Zweitens verkürzte die Inflation die 

Planungszeiträume der Unternehmen, was sich gleichfalls 

negativ auf die Investitionstätigkeit auswirkte. Drittens 

wurde der Anpassungsdruck auf die Unternehmen durch 
die „weichen Budgetrestriktionen" auch dahingehend ab-

geschwächt, daß diese nicht gezwungen waren, Rationali-

sierungsinvestitionen zur Kostensenkung durchzuführen. 

Viertens hat auch der Staat bei seinen Versuchen der Infla-

tionsbekämpfung und der Begrenzung der durch die 

hohen Subventionsleistungen verursachten Haushaltsde-

fizite primär die Investitionen reduziert. Fünftens schließ-
lich bewirkte die Subventionierung unrentabler Unterneh-

4 Vgl. Izvestija vom 30. Dezember 1993; Ekonomiceskaja ga- 
zeta, Nr.15/1994, S. 2; Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, 
janvar'-ijun' 1994 g. Moskau 1994, S. 21. 

5 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe razvitie Rossijskoj Federacii v 
pervom polugodii 1994 goda i prognoz na blizajsuju perspektivu. 
Moskau 1994, S. 42 ff.; Rossijskie vesti vom 1. Juni 1994, S. 3; EKO, 
Nr. 12/1993, S. 6 ff. 

Daten zur Investitionsentwicklung 1990 bis 1994 
Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in vH 

1990 1991 1992 1993 1. Halbjahr 1994 

Investitionen insgesamt 
Produzierender Bereich 

Industrie 
Brennstoff- und Energiesektor 
Metallurgie2) 
Maschinenbau 
Chemie- und Holzkomplex 
Baustoffindustrie 
Leichtindustrie 
Nahrungsmittelindustrie 

Landwirtschaft 
Bauwirtschaft 
Verkehr und Nachrichtenwesen 

Nichtproduzierender Bereich 
Wohnungsbau 

Inbetriebnahme von Anlagevermögen 

Investitionen in vH des BIP 

0,1 
-1,1 
-9,1 

-20,1 
-1,6 
4,3 
5,0 

16,4 
28,2 
10,0 
8,2 

-12,0 
19,1 

-15,5 
-18,0 
-18,3 
-16,9 
-7,4 

-29,2 
-10,6 

1,2 
-16,6 
-8,2 
-5,2 
-16,8 
-32,6 

-39,7 
-44,0 
-31,0 
-7,0 
-15,0 
-59,0 
-43,0 
-38,0 
-49,0 
-50,0 
-64,0 
-65,0 
-45,0 

2,9 -9,0 -30,0 
1,2 -7,4 -24,0 

-2,8 -24,6 

-16,0 
-20,01) 
-20,01) 
-10,01) 
-24,01) 
-22,01) 
-19,01) 
-59,01) 
-51,01) 
-44,01) 
-13,01) 
-31,01) 
-13,01) 

-28,0 
-37,0 

-6,0 -12,0 

01) 

-53,0 -25,0 

23 19 17 15 14 

1) Prognose von Goskomstat vom November1993. - 2) 1990 und 1991 nur Eisen- und Stahlindustrie, ohne NE-Metallurgie. 

Quellen: Rossijskaja Federacija v cifrach v 1992 godu. Moskau 1993, S. 6, 9; Kapital'noe stroitel'stvo v Rossijskoj Federacii v 1992 
g. Moskau 1993, S. 21 f., 53; Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Moskau 1994, S. 35 ff.; O polozenii 
rossijskoj ekonomicki v 1993 godu i perspektivach ee razvitija na 1994 g. Moskau 1994, S. 179; Social'no-ekonomiceskoe 
razvitie Rossijskoj Federacii v pervom polugodii 1994 g. i prognoz na blizajusuju perspektivu. Moskau 1994, S. 63 f.; Na-
rodnoe chozjajstvo RSFSR v 1990 g. Moskau 1991, S. 523; Kapital'noe stroitjel'stvo v RSFSR v 1990 g. Moskau 1991, S. 
48 f. und 91. 
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Tabelle 3 
Investitionsstruktur nach Sektoren 1986 bis 1994 

in vH 

1986 bis 
1990 

1990 1991 1992 1993 
1. Halbjahr 

1994 

Investitionen insgesamt 

Produzierender Bereich 
Industrie 

Brennstoff- und Energiesektor 
Metallurgiel) 
Maschinenbau 
Chemie- und Holzkomplex 
Baustoffindustrie 
Leichtindustrie 
Nahrungsmittelindustrie 

Landwirtschaft 
Bauwirtschaft 
Verkehr und Nachrichtenwesen 

Nichtproduzierender Bereich 
Wohnungsbau 

100,0 100,0 100,0 

71,5 
37,5 
15,9 
1,6 
8,4 
3,4 
1,2 
0,9 
2,3 

14,9 
4,3 

12,0 

70,0 
35,9 
14,0 
1,4 
8,3 
3,6 
1,4 
1,2 
2,9 

15,8 
4,5 

11,8 

68,6 
34,7 
13,8 
1,6 
6,9 
3,8 
1,7 
1,2 
3,1 

17,8 
4,5 
9,4 

28,5 29,1 31,4 
16,3 16,6 

100,0 100,0 100,0 

65,5 
40,9 
21,8 
4,6 
4,9 
3,4 
1,6 
1,0 
2,7 

10,8 
2,7 
8,8 

59,6 
38,92) 
23,22) 

4,22) 
4,52) 
3,32) 
0,82) 
0,62) 
1,82) 

11,22) 

2,33) 
9,12) 

56,7 

26,2 
3,8 
5,8 
1,5 

8,42) 
1,53) 
6,4 

34,4 40,4 43,3 
18,1 21,7 25,82) 26,0 

1) 1986-1990,1990 und 1991 nur Eisen- und Stahlindustrie, ohne NE- Metallurgie. - 2) Berechnet aus Prognosewerten in Tabelle 
2. Legt man die Angaben des Wirtschaftsministeriums über die Investitionen 1993 in laufenden Preisen zugrunde, so würden sich 
abweichend von diesen vorläufigen Schätzungen die folgenden Anteilswerte ergeben: Brennstoff- und Energiesektor: 23,0 vH; 
Metallurgie: 4,0 vH; Maschinenbau: 4,0 vH; Chemie- und Holzkomplex: 2,8 vH; Landwirtschaft: 7,7 vH; Verkehr und Nachrichten-
wesen: 8,0 vH. - 3) Einschließlich Baustoffindustrie. 

Quellen: Narodnoe chozjajstvo Rossijskoj Federacii, Moskau 1992, S. 541 f.; Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. 
Moskau 1994, S. 35; Kapital'noe stroitel'stvo v Rossijskoj Federacii 1992 g. Moskau 1993, S. 21, 53; Social'no-ekono-
miceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 1994 g. Moskau 1994, S. 35 ff.; Social'no-ekonomiceskoe razvitie Rossijskoj Fe-
deracii v pervom polugodii 1994 g. i prognoz na blizajusuju perspektivu. Moskau 1994, S. 63 f.;O polozenii rossijskoj eko-
nornAi v 1993 godu i perspektivach ee razvitija na 1994 g. Moskau 1994, S. 61 ff., 179; Russia - 1993. Economic Situa-
tion. Nr. 4/1993, S. 127. 

men eine Umverteilung zu Lasten der leistungsfähigeren 

Sektoren, deren Investitionskraft auf diese Weise ge-

schwächt wurde. Die industriellen Investitionen sanken in 

den Jahren 1990 bis 1993 um insgesamt 60 vH, wobei ihr 

Rückgang in jedem der vier Jahre denjenigen der Indu-

strieproduktion deutlich übertraf6. Einen überdurch-

schnittlichen Rückgang der Investitionen verzeichneten in 

den Jahren 1990 bis 1993 der Maschinenbau (- 76 vH), die 

Leichtindustrie (- 73 vH), die Nahrungsmittelindustrie 

(-71 vH) und die Baustoffindustrie (- 70 vH), wobei dieser 

Rückgang ausschließlich auf die letzten drei Jahre zurück-

zuführen ist. Im „ Brennstoff- und Energiekomplex" sanken 

die Investitionen demgegenüber in allen vier Jahren zu-

sammengenommen lediglich um 44 vH, wobei der stärkste 

Rückgang (- 20 vH) auf das Jahr 1990 entfiel (vgl. Tabelle 

2). Im Ergebnis hat sich die Investitionsstruktur deutlich zu 

Lasten der verarbeitenden Industriezweige verschoben. 

Der Anteil des Maschinenbaus an den gesamten Investitio-

nen reduzierte sich von 8,4 vH im Durchschnitt der Jahre 

1986 bis 1990 auf 4,5 vH 1993, der Anteil der Leichtindu-

strie sankvon 0,9 auf 0,6 vH, derjenige der Nahrungsmittel-

industrie von 2,3 auf 1,8 vH. Demgegenüber erhöhte sich 

das relative Gewicht der Investitionen in den Brennstoff-

und Energiekomplex von 15,9 auf 23,3 vH, im ersten Halb-

jahr 1994 waren es sogar 26 vH (vgl. Tabelle 3). 

Beschäftigung 

Ungeachtet des Rückgangs der Industrieproduktion 

kam es bis 1993 zu keiner entsprechenden Anpassung des 

Arbeitskräftebestands. Im Jahresdurchschnitt 1993 betrug 

die Zahl der Beschäftigten in der Industrie 21,6 Mill., dies 

waren 2 vH weniger als im Vorjahr und 5 vH weniger als 

1990. Einen Beschäftigungsabbau verzeichneten 1993 der 

Maschinenbau (- 10 vH), der „Chemie-Holz-Komplex" 

(-6 vH), die Baustoffindustrie (- 12,5 vH) und die Leichtin-

dustrie (-6 vH). In der Metallurgie blieb die Zahl der Ar-

beitskräfte konstant, im „ Brennstoff- und Energiekomplex" 

gab es sogar einen Zuwachs der Beschäftigung um 11 vH  

(vgl. Tabelle 4). 

6 Vgl. Russia 1993. Economic Situation. Centre of Economic 
Analysis. Moskau 1993, S. 127; Ob itogach social'no-ekonomices-
kogo razvitija Rossijskoj Federacii v 1992 g. Moskau 1993, S. 8. 

7 Vgl. Sobranie zakonodatel'stva, Nr. 13/1994, S. 2 038 f., Ros-
sijskaja Federacija v cifrach v 1992 godu. Moskau 1993, S. 121. 



- 41 - 

Tabelle 4 
Daten zur Beschäftigungsentwicklung 

in Mill. Personen 

1992 1993 1994 
Prognose 

Insgesamt 
Industrie 
Brennstoff- und Energiekomplex 
Metallurgie 
Chemie-Holz-Komplex 
Maschinenbau und 
Metallverarbeitung 

Baustoffindustrie 
Leichtindustrie 
Übrige Industriezweige 

Landwirtschaft 
Bauwirtschaft 
Verkehr und Nachrichtenwesen 
Handel 

70,6 
22,0 
1,8 
1,6 
3,1 

7,9 
0,8 
1,6 
4,8 
9,6 
8,4 
5,5 
5,7 

70,2 
21,6 
2,0 
1,6 
2,9 

7,1 
0,7 
1,5 
5,1 
9,8 
8,3 
5,4 
5,7 

65,5 
19,0 
2,0 
1,7 
1,8 

6,5 
0,7 
1,4 
4,2 
9,8 
7,3 
5,0 
5,1 

Quelle: Sobranie zakonodatel'stva Nr. 13/1994, S. 2038 f. 

Wegen der divergierenden Produktions- und Beschäfti-

gungsentwicklung lag die Produktion je Beschäftigten 

1993 in der Gesamtindustrie um 44 vH unter dem Niveau 

von 1990, darunter im Brennstoff- und Energiekomplex um 

39 vH, in der Eisen- und Stahlindustrie um 49 vH, im „Che-

mie-Holz-Komplex" um 51 vH, im Maschinenbau um 

46 vH, in der Baustoffindustrie um 57 vH, in der Leichtindu-

strie um 41 vH und in der Nahrungsmittelindustrie um 

45 vH'. 

Bauwesen 

In den letzten drei Jahren sind im Bauwesen beträchtli-

che strukturelle Veränderungen vor sich gegangen. Die 

Anpassung an die neu entstehenden marktwirtschaftli-

chen Bedingungen, an die sich verschlechternde volkswirt-

schaftliche Gesamtsituation - insbesondere an den rapi-

den Rückgang der Investitionen - und an den gewachse-

nen Einfluß der Gebietskörperschaften erfolgte jedoch 

überwiegend passiv (reaktiv). Anpassungen im Sinne hö-

herer wirtschaftlicher Effizienz und einersteigenden Quali-

tät der Bauleistungen sind bisher die Ausnahme ge-
blieben. 

Gewandelt hat sich die Organisations- und Eigentums-

struktur des Bauwesens. An der Spitze stehen das Bau-

ministerium der Föderation und das Staatskomitee fürArchi-

tektur und Bauwesen. Aus den früheren sechs Bauministe-

rien der Branchen und den territorialen Hauptverwaltungen 

sind Aktiengesellschaften, Holdings oder Vereinigungen 

geworden. Trotz ihrer veränderten Unternehmensverfas-

sung stellen sie ein Überbleibsel der planwirtschaftlichen 

Produktionsorganisation dar. Das zentrale Organisationse-
lement des Bauwesens sind die 3 000 bis 4 000 Trusts bzw. 

Wohnungsbaukombinate mit ihren mehr als 30 000 Betrie-

ben (Bau- und Montageverwaltungen), die etwa 1 500 Pro-

jektierungsunternehmen sowie die Bauabteilungen der 

großen Industrieunternehmen. Daneben hat sich die Zahl 

der genossenschaftlichen Bauunternehmen und der priva-

ten Klein- und Mittelbetriebe des Bauwesens erhöht. An-

fang 1994 existierten mehr als 92 000 Kleinbetriebe (mit bis 

zu 100 Beschäftigten), in denen 2,2 Mill. Arbeitskräfte eine 

Vollzeitbeschäftigung ausübten und zusätzlich etwa 2 Mill. 

Teilzeitbeschäftigte oder auf Honorarbasis angestellte Mit-

arbeiter tätig waren9. 

Trotz dieser reformbedingten Entwicklung bleibt der Kon-

zentrationsgrad im Bauwesen außerordentlich hoch. Im 

Jahre 1993 führten die zwölf größten Aktiengesellschaften 

mehr als 55 vH der statistisch erfaßten Auftragsarbeiten 

des Bauwesens durch 10. Das gilt für den Wohnungsbau 

ebenso wie für den öffentlichen Bau und den Industriebau. 

Über die Produktion des Bauwesens liegen keine zu-

sammenfassenden Daten vor. Sie ist in allen Teilbereichen 

zurückgegangen. Im Industriebau war der Produktions-

rückgang wegen der stark geschrumpften industriellen 

Investitionen besonders groß. Er betrug im Jahre 1991: 

-9,7 vH, 1992: - 26,0 vH, 1993: - 13,0 vH und im ersten 

Halbjahr 1994: -25,0 vH. Auch im Wohnungsbau haben 

sich beim Neubau trotz der großen Anspannungen auf dem 

Wohnungsmarkt die Leistungen beträchtlich vermindert 

(vgl. Tabelle 5). Bemerkenswert ist, daß die Zahl der durch 

Privatpersonen neu gebauten Wohnungen 1993 mit 14 vH 

und im ersten Halbjahr 1994 mit 35 vH stark zugenommen 

hat. Um mehr als die Hälfte sank in den letzten drei Jahren 

die Produktion auch im öffentlichen Bau (Schulen, Kran-

kenhäuser, Vorschuleinrichtungen usw.) und im Stra-

ßenbau 11. 

Wie in den übrigen Sektoren der Wirtschaft ist die Be-

schäftigung im Bauwesen wesentlich langsamer als die 

Produktion gesunken. Die Zahl der Arbeitnehmer hat sich 

von reichlich 9 Mill. (1990) auf 8,3 Mill. (1993) verringert 12. 

die Arbeitsproduktivität ging in den Jahren 1990 und 1991 

um jeweils 17,8 vH und im Jahr 1992 sogar um 30,6 vH 

zurück13. Besonders stark war der Rückgang der Arbeits-

8 Vgl. Ekonomika Rossii v 1994 godu: analiz i prognoz. Moskau 
1994,S.34. 

9 Vgl. Cislo malych predprijatij i cislennost' rabotajuscich v nich 
(unveröffentlichtes Arbeitsmaterial). Moskau 1994. 

10 Vgl, Jakov A. Rekitar: Bauwirtschaft und Baustoffindustrie in 
Rußland, Entwicklungstendenzen beim Übergang zur Marktwirt-
schaft und Möglichkeiten für Kooperationen mit dem Westen, In: 
ifo Institut für Wirtschaftsforschung. München 1993, S. 73. 

11 Vgl. Rossijskaja Federacija v cifrach v 1992 godu. Moskau 
1993, S. 247 f., 537. 

12 Für 1994 wird ein weiterer Rückgang auf 7,3 Mill. Personen 
prognostiziert. Vgl. Sobranie zakonodatel'stva, Nr. 13/1994, 
S. 2 038. 

13 Vgl. Rossijskaja Federacija v cifrach v 1992 godu. Moskau 
1993, S. 123, 129. 
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Tabelle 5 
Fertigstellung von Wohnungen 

1991 1992 1993 1.Halbjahr 1994 

Mill. qm Gesamtfläche 

Veränderungen zum Vorjahr in vH 

Individueller Wohnungsbau in Mill. qm 

Generalinstandges. Wohnfläche in Mill. qm 

49,4 

—20,0 

5,4 

19,7 

41,5 

—16,0 

4,9 

13,1 

41,8 

0,7 

5,6 

10,9 

—6,0 

1,9 

Quellen: Rossijskaja Federacija v cifrach v 1992 godu. Moskau 1993; Social'no-ekonomiceskoe razvitie Rossijskoj Federacii v per- 
vom polugodii 1994 g. i prognoz na blizajusuju perspektivu. Moskau 1994, S. 65. 

Produktivität in den genossenschaftlichen Bauunterneh-

men 14. Das technologische Niveau und der technische Zu-

stand der Ausrüstungen im Bauwesen haben sich in den 

letzten Jahren verschlechtert. Die Investitionen in das Bau-

wesen sind noch schneller gesunken als die gesamten An-

lageinvestitionen. Betrug ihr Anteil 1991 noch 4,5 vH, so er-

reichte er im ersten Halbjahr 1994 nur noch 2,6 vH 15. 

Landwirtschaft 

Im Vergleich zur Industrie ist die Produktion der Land-

wirtschaft weit weniger zurückgegangen. 1993 sank die 

Agrarproduktion gegenüber dem Vorjahr lediglich um 

4 vH. Sinkende Hektarerträge und eine verringerte Anbau-

fläche (- 6,8 vH) lassen auch 1994 eine geringere Ernte als 

1993 erwarten1fi. Im ersten Halbjahr 1994 sank die Produk-

tion von Fleisch gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 

10 vH, die Produktion von Milch um 17 vH. Diese Tendenz 

wird nach russischen Einschätzungen bis zum Jahresende 

anhalten 17. Darin kommt auch eine Anpassung an eine 

veränderte Nachfrage zum Ausdruck. Der ständige Rück-

gang der Tierbestände ist durch eine ebenfalls verschlech-

terte Futtergrundlage mit einer nachlassenden Produktivi-

tät verbunden. Die Preisliberalisierung verstärkte die Ren-

tabilitätsprobleme der Viehwirtschaft. Die Regierung 

versucht, die Subventionen für die Landwirtschaft zu sen-

ken; real haben sich die Subventionen je Produkteinheit 

1993 gegenüber 1992 halbiert. 

In den ersten sechs Monaten 1994 verringerten sich die 

Investitionen des Agro-Industriekomplexes gegenüber 

dem Vorjahreszeitraum insgesamt um mehr als die Hälfte. 

Wesentliche Rückgänge waren insbesondere beim Wirt-

schaftswegebau (76 vH), bei Bewässerungs- (31 vH) und 

Entwässerungsvorhaben (82 vH) sowie beim Bau von 

Stallanlagen (37 vH) festzustellen. Dagegen wurden mehr 

Lagerflächen für Gemüse, Kartoffeln und Obst (15 vH) 

sowie Siloanlagen (45 vH) errichtet, wodurch die traditio-

nell hohen Lagerverluste gemindert werden können. 

Die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaftsbetriebe 

aller Eigentumsformen wird von den weiterbestehenden 

Monopolstrukturen der Aufkauf- und Verarbeitungsbe-

triebe, mangelnden Vorleistungen, schnell steigenden In-

putpreisen, Finanzierungsproblemen und nur zögerlicher 

Bezahlung der landwirtschaftlichen Produkte beeinflußt. 

Die Inputpreise der Landwirtschaft stiegen wesentlich 

schneller als die Aufkaufpreise für landwirtschaftliche Pro-

dukte. Gleichzeitig führten steigende Einzelverbraucher-

preise zu einem Rückgang der Nachfrage. Lebensmittelim-

porte vor allem aus den Nachbarrepubliken verschärften 
bei verschiedenen Produkten die Lage auf einzelnen regio-

nalen Märkten. Entgegen den staatlichen Bestrebungen ist 

es nicht gelungen, die Landwirtschaftsbetriebe an der Pri-

vatisierung der Verarbeitungsindustrie zu beteiligen. Zur 

Beseitigung der Monopolstrukturen der Aufkauf- und Ver-

arbeitungsbetriebe versuchen die landwirtschaftlichen 
Produzenten ihre Produkte zunehmend über alternative 

Kanäle (Märkte, eigene Geschäfte und Gaststätten, Barter-

geschäfte) abzusetzen. Die Bereitschaft der landwirt-

schaftlichen Betriebe zu Vertragsabschlüssen mit den tra-

ditionellen, ehemals staatlichen Aufkauforganisationen ist 

deutlich schwächer geworden. Das Volumen der Ab-

schlüsse mit den Aufkaufbetrieben betrug am 1. Juli 1994 

bei pflanzlichen Produkten nur 24 vH bis 37 vH des ent-

sprechenden Vorjahresstandes, bei Vieh und Geflügel 

etwa die Hälfte 18. 

Die Agrarreform veränderte die Eigentumsstrukturen 

(vgl. Tabelle 6), wobei die meisten Kolchosen und Sowcho-

sen in Aktiengesellschaften, Assoziationen, Genossen-

schaften und andere Betriebsformen umgewandelt wur-

den. Die Produktivität der Betriebe neuer Eigentumsfor-

14 Vgl. Stroitel'naja gazeta vom 3. März 1993. 

15 Vgl. Rossijskaja Federacija v cifrach v 1992 godu. Moskau 
1993, S. 532; Social'no-ekonomiceskoe razvitie Rossijskoj Federa- 
cii v pervom polugodii 1994 goda i prognoz na blizajsuju perspek-
tivu. Moskau 1994, S. 63. 

16 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994, S. 42. 

17 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe razvitie Rossijskoj Federacii v 
pervom polugodii 1994 goda i prognoz na blizajsuju perspektivu. 
Moskau 1994, S. 56. 

18 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994, S. 47. 
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men lag 1992 deutlich unter der der Kolchosen und Sow-

chosen, 1993 aber bereits darüber. Vermutlich wurden 
1993 die wirtschaftlich stärkeren Kolchosen und Sowcho-

sen transformiert. Die finanziellen Ergebnisse der neuen 

Betriebsformen sind günstiger und das Verhältnis der Sub-

ventionen zum Gewinn geringer als in den nicht umgebil-

deten Kolchosen und Sowchosen. Deutlich zugenommen 

haben bäuerliche Privatbetriebe und private Nebenwirt-
schaften, so daß der Anteil der Privatwirtschaft 199310 vH 

an der Nutzfläche und 38 vH an der Produktion erreichte. 

Bei einigen Produkten beträgt der Anteil der Nebenwirt-

schaften an den Anbauflächen mehr als die Hälfte (Kartof-

feln 77 vH, Gemüse 60 vH). Bis Ende 1993 hat sich gegen-

über 1990 der Anteil der Nebenwirtschaften an der Fleisch-

produktion von 25 auf 38 vH und bei Milch von 24 auf 34 vH 

erhöht19. Die steigende Produktion der Nebenwirtschaften 

glich die Produktionssenkung in den anderen Bereichen 

jedoch nicht aus. Der Anteil der 285 800 bäuerlichen Ein-

zelwirtschaften (1. Juli 1994) an der landwirtschaftlichen 

Produktion ist noch gering. Unzureichende Betriebsaus-

stattungen, fehlende Vorleistungen und geringe Erfahrung 

sind die Hauptgründe für eine äußerst geringe Produktivi-

tät, die noch unter der der Kolchosen und Sowchosen liegt. 

Bei einem Anteil an der landwirtschaftlichen Nutzfläche 

von 5 vH, stellen die bäuerlichen Einzelwirtschaften nur 

2 vH der Produktion. Die zahlenmäßige Entwicklung der 

bäuerlichen Einzelwirtschaften ist faktisch zum Stillstand 

gekommen. Im zweiten Quartal 1994 ist ihre Zahl lediglich 

um 8 500 gestiegen. Je 100 Neugründungen standen 

43 Betriebsschließungen im ersten Halbjahr 1994 gegen-
über 20. 

Dienstleistungen und Handel 

in der sowjetischen Planwirtschaft erfolgte die Bereitstel-

lung von Dienstleistungen unter staatlicher Regie, etwa in 

Industrieunternehmen, in der kommunalen Wohnungswirt-

Tabelle 6 

schaft oder durch staatliche Monopole. Die Bereitstellung 

von Dienstleistungen durch private Unternehmen war weit-

gehend untersagt. Durch die Zulassung privater Wirt-
schaftstätigkeit und verstärkt im Rahmen der Privatisie-

rung bildete sich ein eigenständiger Dienstleistungsmarkt 
heraus. Trotz einer dynamischen Entwicklung bei einzel-

nen Dienstleistungen warjedoch auch der Dienstleistungs-

sektor insgesamt von einen Produktionsrückgang betrof-

fen. Im Vergleich zu der entsprechenden Vorjahresperiode 

schrumpfte der Dienstleistungssektor im ersten Quartal 
1994 um 12 vH. Da die Industrieproduktion im gleichen Zei-

traum jedoch mit 25 vH erheblich stärker zurückging, 

nahm der Anteil der Dienstleistungen am BIP von 36 vH auf 
52 vH zu 21. 

Während die unternehmensbezogenen Aktivitäten des 

Dienstleistungssektors real eher schwächer abnahmen 

oder sogar, wie etwa im Banken- und Versicherungsbe-

reich stiegen, sanken die entgeltlichen Dienstleistungen 

für den Endverbraucher in der ersten Jahreshälfte 1994 

drastisch. Der Rückgang der Nachfrage um 48 vH fiel stär-
ker aus als bei anderen Endverbrauchsaggregaten. Dafür 

dürften vor allem Änderungen der relativen Preise verant-

wortlich gewesen sein. Bei einem mit 8 bis 9 vH gegenüber 
1991 nahezu unveränderten Anteil der Dienstleistungsaus-

gaben am verfügbaren Haushaltseinkommen 22 lag die 

Preissteigerungsrate für Dienstleistungen mit durch-

schnittlich 46 vH pro Monat23 weit über der monatlichen 

19 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Mos-
kau 1994, S. 45. 

20 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994, S. 214. 

21 Vgl. Russian Economic Trends, Nr.2/1994, S. 52. 

22 Vgl. Russian Economic Trends, Nr. 2/1994, S. 50. 

23 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-
aprel' 1994 g. Moskau 1994, S. 80. 

Anteile der Wirtschaftsformen 1990 bis 1993 
in vH 

Wirtschaftsform 

1990 

Nutz- Produk-
Fläche tion 

1992 

Nutz- Produk-
Fläche tion 

Nutz-
Fl äche 

1993 

Produk-
tion 

Kolchosen, Sowchosen 

Betriebe neuer Formen 

Bäuerliche Einzelwirtschaften 

Nebenwirtschaften, 
einschl. Gemeinschaftsgärten 

Sonstige 

95 

0,05 

2 

3 

73 

24 

3 

41 

44 

3 

41 

21 

1,1 

4 33 

8 3,9 

35 

49 

5 

23 

35 

2 

5 36 

6 4 

Quelle: Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Moskau 1994, S. 44. 
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Tabelle 7 
Anteil der privaten Unternehmen 

an der Gesamtzahl der Unternehmen 1993 und 1994 
in vH 

April 1993 August 1993 April 1994 

Einzelhandel 

Gastronomie 

Sonstige 
Dienstleistungen 

52 

47 

53 

61 

57 

63 

69 

61 

73 

Quelle: Russian Economic Trends, Nr. 2/1994, S. 77. 

Inflationsrate von 10 vH, so daß real weniger Dienstleistun-

gen nachgefragt wurden als in den Vorjahren 24. 

Während der Privatisierungsprozeß im Agrar- und Indu-

striesektor lange Zeit nur mühsam vorankam, verlief er im 

Dienstleistungsbereich verhältnismäßig zügig. Ungefähr 

die Hälfte der knapp 10 000 Unternehmen, die im ersten 

Halbjahr 1994 privatisiert wurden, waren Dienstleistungs-

unternehmen; 30 vH davon waren Einzelhandelsunterneh-

men, 6,3 vH Gastronomiebetriebe und 14 vH sonstige 

Dienstleistungsunternehmen 25. Entsprechend nahm der 

Anteil der privaten Betriebe an der Gesamtzahl der Dienst-

leistungsunternehmen zwischen April 1993 und April 1994 

deutlich zu (vgl. Tabelle 7). 

Im Dienstleistungssektor ist es in Teilbereichen zu einer 

Anpassung der Beschäftigung gekommen (vgl. Tabelle 8). 

Ein deutlicher Beschäftigungsrückgang war im Bereich 

Transport und Kommunikation sowie bei der Forschung 

festzustellen. Demgegenüber hat sich die Beschäftigung 

in öffentlichen Verwaltungen erhöht. Vor allem aber Ban-

ken und Versicherungen haben mit einer Erhöhung der Be-

schäftigtenzahl um etwa 125 vH starke Beschäftigungsan-

passungen vorgenommen. Dies ist auf die dynamische 

Tabelle 8 

Entwicklung dieser Branchen zurückzuführen, in deren 

Folge zumindest bis Anfang 1994 vergleichsweise hohe 

Gehaltszuwächse erzielt wurden. Während Arbeitnehmer 

in Bereichen wie Erziehung oder Gesundheit Einbußen 

beim realen Einkommen hinnehmen mußten, stieg das 

Realeinkommen der Angestellten im Banken- und Versi-
cherungswesen um etwa 22 vH 26. 

Einzelhandelsunternehmen befanden sich vor der Priva-

tisierung in der Mehrzahl im Besitz regionaler Handelsmo-

nopole, die über Rußland verteilt das gesamte Warenange-

bot und die gesamte Distribution bestimmten. Auch nach 

der Änderung der Eigentumsform blieb die Abhängigkeit 

der Einzelhandelsgeschäfte von den Großhandelsmono-

polen zunächst bestehen. Die Liberalisierung der Preise 

Anfang 1992 hatte zwar dazu geführt, daß sich die Formie-

rung von Handelsbörsen, die versuchten die Rolle von de-

zentralen Großhändlern zu übernehmen, etwas beschleu-

nigte27. Mit der Schließung vieler Handelsbörsen scheint 

inzwischen allerdings eine weitere Phase der Marktum-

strukturierung begonnen zu haben, über deren gegenwär-

tigen Stand keine verläßlichen Informationen vorliegen. 

Den Geschäftsbanken ist es innerhalb einer relativ kur-

zen Frist gelungen, ein breites Spektrum von Banken- und 

sonstigen Finanzdienstleistungen bereitzustellen 28. 

24 Vgl. Russia 1994. Economic Situation, Centre of Economic 
Analysis. Moskau 1994, S. 11. 

25 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994, S. 55. 

26 Vgl. Russian Economic Trends, Nr. 2/1994, S. 39. 

27 Vgl. ifo Schnelldienst, Nr. 13/1994, S. 21 ff. 

28 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands. Beschleunigte Tal-
fahrt durch verschleppte Reformen. Vierter Bericht. Deutsches In-
stitut für Wirtschaftsforschung, Berlin, Institut für Weltwirtschaft 
an der Universität Kiel, Institut für Wirtschaftsforschung Halle, In: 
Wochenbericht des DIW, Nr. 19/1994. Dieser Bericht wurde auch 
als Kieler Diskussionsbeiträge, Nr. 232/1994, und als IWH For-
schungsreihe 2/1994 veröffentlicht. 

Beschäftigungsentwicklung im Dienstleistungssektor 

Beschäftigte in Mill. 

1991 1.1.1994 

Veränderung 

in vH 

Bildung und Kultur 
Transport und Kommunikation 
Einzelhandel und Gastronomie 
Gesundheit, Sport, Soziale Dienste 
Sonstige Dienstleistungen 
Forschung 
Öffentliche Verwaltung 
Banken und Versicherungen 

7,3 
5,8 
5,6 
4,3 
3,2 
3,1 
2,0 
0,4 

7,7 
5,2 

5,71) 
4,4 
3,2 
2,4 
2,4 
0,91) 

5,4 
—10,3 

1,8 
2,3 

—21,9 
20,0 

125,0 

1) 1. Quartal 1993. 

Quelle: Russian Economic Trends, Nr. 2/1994, S. 72. 
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Immer mehr Banken sind bemüht, Dienstleistungen auch 
für Kleinanleger anzubieten. Ein Indiz dafür ist, daß derAn-

teil der Geschäftsbanken an den privaten Einlagen bis zur 

Jahresmitte 1994 auf 48 vH gestiegen ist. Für diese Einla-

gen hatte die staatliche Sberbank noch bis vor zwei Jahren 

das Monopol inne29. Am 1. Juni 1994 waren 2 214 
Geschäfts- und Genossenschaftsbanken mit 5 059 Filialen 

registriert30. Zusätzlich verfügte die Sberbank über 31 182 
Filialen. Die Finanzinfrastruktur beschränkt sich allerdings 
auf die Metropolen, so daß eine große Diskrepanz bezüg-

lich der Versorgung mit Finanzdienstleistungen zwischen 

den Großstädten und den ländlichen Gebieten zu verzeich-

nen ist. Während die Sberbankfilialen relativ gleichmäßig 
über das Land verteilt sind, befindet sich knapp die Hälfte 

der Geschäftsbanken im Großraum Moskau. Ohne Moskau 

ergibt sich eine durchschnittliche Verteilung von 0,8 (mit 
Moskau 1,4) Geschäftsbanken auf 100 000 Einwohner 31. 

Der Anteil der kleinen und mittleren Banken an der Ge-

samtzahl der Banken (weniger als 1 Mrd. Rubel Eigenkapi-

tal) erscheint mit 80,8 vH (Februar 1994) hoch, doch wird 

der Kreditmarkt von einigen wenigen großen Banken be-

herrscht. So hielten Anfang 1994 die fünf größten Banken 

65 vH der Bilanzsumme und 56 vH des Kapitals der zwan-
zig größten Banken 32. 

In den letzten Jahren ist auch ein privater Versicherungs-

markt entstanden, der sich dynamisch entwickelt33. Der-

zeit arbeiten ungefähr 975 Versicherungsgesellschaften 

mit über 3 000 Filialen und insgesamt 95 000 Beschäftig-

ten. Die gesamten Einnahmen durch Versicherungsbei-

träge betrugen im ersten Quartal 1994 etwa 380 Mrd. Rubel 

(1993: 614 Mrd. Rubel), die Auszahlungen der Versicherun-

gen beliefen sich auf 235 Mrd. Rubel (1993: 316 Mrd. 

Rubel). Während zunächst die Nachfrage nach langfristi-

gen Lebens- und Pensionsversicherungsverträgen hoch 

war, werden inzwischen langfristige Versicherungen auf-

grund der hohen Inflation immer weniger nachgefragt und 

durch kurzfristige Kreditversicherungsverträge ersetzt 

(15 vH des gesamten Prämienaufkommens)34. Der weite-
ren Expansion der Versicherungswirtschaft steht die unzu-

längliche Gesetzeslage entgegen. Zudem mangelt es an 

ausgebildetem Personal, und der Verbraucherschutz gilt 

als unzureichend, da sich der Aufbau einer Versicherungs-
aufsicht noch im Anfangsstadium befindet und bislang 

keine Rückversicherungspflicht besteht3s 

Infrastruktur und Transport 

Das Verkehrswesen ist nach wie vor von einem deutli-

chen Rückgang des Verkehrsaufkommens im Güterver-
kehr und der Verkehrsleistung im Personenverkehr ge-

prägt. 1993sankdas Ladungsaufkommen im Güterverkehr 

gegenüber dem Vorjahr abermals um 25 vH (1992: 

—22 vH). 1994 hat sich dieser Trend fortgesetzt (vgl. Ta-

belle 9). Im Personenverkehr war der Rückgang der Ver-

kehrsleistung mit 5 vH im Jahre 1993 weniger ausgesprägt 

als im Jahr zuvor (- 12 vH), hat sich 1994 aber wieder 

beschleunigt. Zudem gab es nach den scharfen Tariferhö-

hungen nach der Tariffreigabe im Luftverkehr eine deutli-

che Strukturverschiebung vom Luftverkehr zu den Eisen-

bahnen (vgl. Tabelle 10). 

Der Zustand der Infrastruktur bei den einzelnen Ver-

kehrsträgern ist nach wie vor schlecht. Die Finanzierung 

von Instandhaltungs- und Ausbaumaßnahmen bei den ver-

schiedenen Verkehrsnetzen ist vielfach nur unzureichend 

gesichert. Im Bereich der Eisenbahn werden zwar weiter-
hin Anstrengungen unternommen, um das Schienennetz 

zu erhalten und auszubauen. Angesichts des Ende der 
achtziger Jahre aufgelaufenen erheblichen Reparatur-

staus36 kann jedoch bezweifelt werden, daß sich der Zu-

stand des Netzes nennenswert verbessert hat, zumal die fi-

nanzielle Situation der Bahn angespannt erscheint37. 

Auch das Straßennetz ist weiterhin in einem äußerst 

schlechten Zustand. Zwar konnten 1993 in etwas größerem 
Umfang als im Vorjahr Straßen instandgesetzt werden. Be-

zogen auf den Anteil der schadhaften Straßen am gesam-
ten Netz blieb die Wirkung des Straßenbauprogramms 

aber gering38. Mit Hilfe eines im Februar 1994 bewilligten 
Kredits der Weltbank in Höhe von 300 Mill. US-$ sollen zu-

mindest die Instandsetzungsarbeiten an dem unter födera-

ler Verwaltung stehenden Netz der Fernverkehrsstraßen 

beschleunigt werden. Nach Ansicht der Weltbank wären 

rund 4,5 Mrd. US-$ erforderlich, um das russische Straßen-
netz in einen akzeptablen Zustand zu bringen 39. 

Bei den Seehäfen steht die Russische Föderation nach 

der Auflösung der UdSSR vor dem Problem, daß für den 

Außenhandel wichtige Häfen nunmehr in anderen GUS-

29 Vgl. Russian Economic Trends, Nr. 2/1994, S. 20. 

30 Vgl. Central'nyj Bank Rossijskoj Federacii, Bjuletin' Bankovs-
koj Statistiki. Moskau, Nr. 6-7/1994, S. 14. 

31 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-
aprel' 1994 g. Moskau 1994, S. 61. 

32 Vgl. Die wirtschaftliche Lage Rußlands. Beschleunigte Tal-
fahrt durch verschleppte Reformen. Vierter Bericht. Deutsches In-
stitut für Wirtschaftsforschung, Berlin, Institut für Weltwirtschaft 
an der Universität Kiel, Institut für Wirtschaftsforschung Halle, In: 
Wochenbericht des DIW, Nr. 19/1994. Dieser Bericht wurde auch 
als Kieler Diskussionsbeiträge, Nr. 232/1994, und als IWH For-
schungsreihe 2/1994 veröffentlicht. 

33 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-
aprel' 1994 g. Moskau 1994, S. 63. 

34 Vgl. Presseschau Ostwirtschaft, Nr. 2/1994, S. 59. Ost- und 
Südosteuropa-Institut, Wien. 

35 Vgl. Ekonomika i kn', Nr. 8/1994, S. 14. 

36 Vgl. A Study of the Soviet Economy. International Monetary 
Fund. Washington, D.C., Bd. 3/1991, S. 65. 

37 Vgl. Izvestija vom 13. Januar 1994 und 24. März 1994. 

38 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Mos-
kau 1994, S. 60 ff.; Izvestija vom 2. Juni 1994 und 14. Juli 1994. Die 
finanziellen Engpässe in den föderalen und regionalen Straßen-
baufonds werden als die wesentliche Ursache für den schleppen-
den Fortgang im Straßenbau genannt. 

39 Vgl. Izvestija vom 14. Juli 1994. 
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Tabelle 9 
Höhe der Entwicklung des Verkehrsaufkommen im Güterverkehr nach Verkehrsträgern 1993 bis 19941) 

1993 

Mill. t 

1993 Jan.-Juli 1994 

Veränderung2) in vH 

Güterverkehr insgesamt 

davon: 

Schienenverkehr 

Straßenverkehr 

Binnenschiffahrt 

Seeschiffahrt 

Rohrleitungen 

Luftverkehr 

3 613,9 

1 344,3 

1 109,1 

212,4 

81,0 

866,5 

0,6 

—25 

—18 

—40 

—31 

—8 

—8 

—23 

—26 

—24 

—41 

—35 

—19 

—10 

—25 

1) ÖffentlicherVerkehr, ohne Werkverkehr. — 2) Veränderung gegenüber der entsprechenden Vorjahresperiode. 

Quellen: Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Moskau 1994; Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-
ijul' 1994 g. Moskau 1994. 

Republiken oder den baltischen Staaten liegen, deren Um-
schlagskapazitäten nur gegen Devisen genutzt werden 

können. Erschwerend kommt hinzu, daß die ohnehin nur 

geringen Investitionen der UdSSR in den 80er Jahren sich 

gerade auf jene Häfen konzentriert hatten, die jetzt außer-

halb der Russischen Föderation liegen. Aufgrund einer 

ausgeprägten Spezialisierung der Häfen auf den Um-

schlag jeweils nur weniger Ladungsarten fehlt es der Rus-

sischen Föderation an Terminalkapazitäten vor allem im 

Container- und Trockenladungsumschlag40. Im Septem-

ber 1993 hat die Regierung ein Programm zum Ausbau so-

wohl der Häfen als auch der Handelsflotte beschlossen. 

Die ersten Ausbauarbeiten in den Häfen sind inzwischen 

angelaufen. Bis zum Jahr 2000 soll eine Steigerung um 

mehr als 50 vH erreicht werden4t. 

Im Bereich der Rohrleitungen, die vor allem bei Mineralöl 

und Erdgas nach wie vor einen hohen Anteil am Transpor-

taufkommen im Güterverkehr haben (vgl. Tabelle 9), sind 

zwei Vereinbarungen mit ausländischen Unternehmen 

über die Instandhaltung und Modernisierung des störungs-
anfälligen Gasleitungsnetzes abgeschlossen worden 42. 

Im Luftverkehr ist die funktionelle Entflechtung von Flug-

betrieb, Flugsicherung und Flughafenverwaltung vorange-

schritten. Die Flugsicherung ist mittlerweile einer dem 

Transportministerium unterstehenden Behörde übertragen 

worden. Die Flughafenverwaltung ist noch nicht vollständig 
ausgegliedert, wenn auch schon zahlreiche Flughäfen 

kommerzialisiert wurden 43. Die Verwaltung des internatio-

nalen Flughafens von Moskau, die noch der Rest-Aeroflot 

für den internationalen Verkehr unterstand, soll nach 

einem Regierungsbeschluß vom Sommer 1994 nunmehr 

ebenfalls verselbständigt werden. Die technische Ausstat-

tung der Flugsicherung gilt nach wie vor als veraltet, im 

Rahmen der begrenzten finanziellen Möglichkeiten wer-

den die Anlagen allerdings modernisiert und das Personal 

weitergebildet. Die Infrastruktur wichtiger Flughäfen ist 

trotz des Rückgangs der Verkehrsleistung im Luftverkehr 

überfordert, viele Flughäfen sind in hohem Maße sanie-

rungsbedürftig. Bei den Transportunternehmen ist die Ent-

flechtung und Privatisierung der ehemaligen staatlichen 

Kombinate inzwischen angelaufen. Zu diesen aus den 

alten Strukturen hervorgegangenen Unternehmen treten 

inzwischen insbesondere im Straßengüter- und im Luftver-

kehr die ersten rein privaten neugegründeten Unter-

nehmen. 

Die Eisenbahn der UdSSR ist nach der Abspaltung der 

Eisenbahnen der anderen GUS- und der baltischen Staa-

ten in derzeit 19 wirtschaftlich selbständige Regionalver-

waltungen aufgeteilt worden, die eine Betriebsgemein-

schaft bilden. Eine Privatisierung dieser Bahngesellschaf-

ten, die einem eigenen Ministerium unterstehen, ist nicht 
vorgesehen. Die Eisenbahn ist nach wie vor der wichtigste 

Verkehrsträger (vgl. Tabellen 9 und 10), die Angaben über 

die Zuverlässigkeit des Eisenbahnverkehrs sind jedoch wi-

40 Die Hafenumschlagskapazitäten Rußlands betragen derzeit 
etwa 165 Mill. t pro Jahr, das sind nur zwei Drittel des geschätzten 
Bedarfs. Vgl. Nachrichten für Außenhandel vom 17. September 
1993 und 1. März 1994; Deutsche Verkehrszeitung, Nr. 46/1994, 
S.8. 

41 Die Kosten sollen bis zu 40 vH direkt von potentiellen Nach-
fragern nach den Transportleistungen der russischen Flotte im In-
land und von ausländischen Investoren aufgebracht werden. Als 
Eigenfinanzierungsanteil der Hafenverwaltungen bzw. der Reede-
reien sind 20 vH bei den Devisen bzw. 40 vH bei den auf Rubel lau-
tenden Mitteln angesetzt, der Rest soll aus einem aus Haushalts-
mitteln zu speisenden Spezialfonds finanziert werden. Das russi-
sche Transportministerium bezweifelt allerdings selbst, daß die 
Finanzierung sichergestellt werden kann. 

42 Vgl. Nachrichten für Außenhandel vom 27. Juni 1994. 

43 Vgl. Handelsblatt vom 18./19. Februar 1994. 
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Tabelle 10 
Höhe und Entwicklung der Verkehrsleistung im Personenverkehr nach Verkehrsträgern 1993 bis 19941) 

1993 1993 Jan.-Juli 1994 

Mrd. Personenkilometer Veränderung2) in vH 

Personenverkehr insgesamt 

davon: 

Schienenverkehr3) 

Straßenverkehr4) 

Binnenschiffahrt 

Luftverkehr 

556,4 

272,5 

199,3 

1,6 

83,0 

—5,0 

8,0 

—6,0 

—16,0 

—29,0 

—11,0 

—23,0 

—7,0 

—29,0 

—15,0 

1) Öffentlicher Verkehr, ohne Werkverkehr. - 2) Veränderung gegenüber der entsprechenden Vorjahresperiode. - 3) Ohne 
U-Bahnen und Straßenbahnen. — 4) Einschließlich U-Bahnen und Straßenbahnen. 
Quellen: Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Moskau 1994; Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-

ijul' 1994 g. Moskau 1994. 

dersprüchlich. Der Straßengüterverkehr, der bislang nur 

eine ergänzende Rolle als Vor- und Nachlaufverkehr zum 

Eisenbahnverkehr spielte, gewinnt offenbar an Bedeu-
tung. Zwar ist nach den offiziellen Daten das Verkehrsauf-

kommen des Straßengüterverkehrs 1993 und in den ersten 

sieben Monaten 1994 sogar rascher zurückgegangen als 

das der Eisenbahn (vgl. Tabelle 9). Der Rückgang bei den 

inzwischen privatisierten Betrieben war aber geringer als 

bei den noch staatlichen. Auf die privatisierten Betriebe 
entfielen 1993 bereits 45 vH des Transportaufkommens44. 

Anderen Quellen zufolge soll zudem der Straßengüterfern-

verkehr in bisher ausschließlich von der Eisenbahn be-
herrschte Märkte vordringen 45. 

Die früheren Straßenverkehrskombinate, in denen so-

wohl der Straßengüterverkehr als auch der öffentliche Stra-

ßenpersonenverkehr vereinigt waren, sind in zahlreiche 
kleinere Einzelbetriebe aufgelöst worden. Diese werden im 

Rahmen der kleinen Privatisierung kommerzialisiert und 

an private Betreiber veräußert. Ende 1993 waren rund zwei 
Drittel der etwa 1 000 Betriebe des Straßentransportwe-

sens in Aktiengesellschaften umgewandelt worden; rund 
ein Viertel der Betriebe war privatisiert worden 46. Zu die-

sen treten im grenzüberschreitenden Verkehr, aber offen-

bar auch im inländischen Verkehr, neugegründete private 

Unternehmen, die zwar im Vergleich zu den kommerziali-

sierten oder privatisierten Betrieben relativ klein sind, aber 

doch an Marktanteilen gewinnen. Im öffentlichen Perso-

nennahverkehr auf der Straße leiden die Betriebe ebenfalls 

unter einem fortschreitenden Verschleiß des Fahrzeug-

parks. Die im Durchschnitt erheblichen Defizite der Ver-

kehrsbetriebe führen nicht zu Konkursen, weil die Betriebe 

nach Ansicht der sie tragenden Gebietskörperschaften 

einen wichtigen Beitrag für die Grundversorgung der Be-
völkerung leisten. Die Gebietskörperschaften verhindern 

dementsprechend Konkurse in diesem Bereich; für Investi-

tionen fehlen auch ihnen die Mitte 147. 

Im Bereich der Binnenschiffahrt, deren Anteil am La-
dungsaufkommen deutlich abgenommen hat (vgl. Tabelle 

9), ist die Privatisierung der staatlichen Binnenschiffsree-

dereien noch in den Anfängen; es haben sich daneben 

aber schon private Reedereien gebildet. Die 21 großen 

staatlichen und bislang hoch subventionierten Binnenree-

dereien sollen aufgeteilt und in 136 Aktiengesellschaften 

umgewandelt werden. Diese Umstrukturierung ist offenbar 

nunmehr angelaufen. Zu einer Privatisierung ist es bisher 

nur in wenigen Fällen gekommen; bei diesen und geplan-

ten weiteren Privatisierungsaktionen handelt es sich prak-

tisch ausschließlich um Teilprivatisierungen mit einer staat-
lichen Mehrheitsbeteiligung48. 

In der Seeschiffahrt ist die Situation mit derjenigen in der 

Hafenwirtschaft vergleichbar. Nach der Auflösung der 

UdSSR ging ein beträchtlicher Teil der Flotte — insbeson-

dere Spezialschiffe wie Kühlschiffe, Gas- und Mineralöltan-

ker — auf die anderen GUS- und die baltischen Staaten 

über, während der Russischen Föderation eine unsystema-

tisch zusammengestellte Flotte verblieb. Trotz des — aller-

dings relativ bescheidenen — Rückgangs des Transport-

aufkommens russischer Schiffe (vgl. Tabelle 9) machen 

sich Kapazitätsengpässe insgesamt und insbesondere bei 

Spezialschiffen bemerkbar. Ausländische Reedereien 

haben den verschiedenen und inzwischen zu knapp 50 vH 

kommerzialisierten Nachfolgebetrieben der ehemaligen 

sowjetischen Staatsreederei mittlerweile deutlich den 

44 Vgl. Rossijskaja Federacija v cifrach v 1992 godu. Moskau 
1993, S. 62 f. 

45 Vgl. Izvestija vom 7. Juli 1994. 

46 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Mos-
kau 1994, S. 62; Izvestija vom 3. März 1994. 

47 Vgl. Vestnik Ekonomiki, Juli/August 1994, S. 28 f. 

48 Vgl. Deutsche Verkehrszeitung, Nr. 70/1994, S. 11. 
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Rang abgelaufen und befördern fast zwei Drittel der russi-

schen Im- und Exporte 49. 

Am weitreichendsten innerhalb des Verkehrswesens er-

scheinen die Veränderungen der Marktstrukturen im Luft-

verkehr. In den letzten Jahren hat sich das Bild im Luftver-

kehr vom Monopol der „Aeroflot" vollständig gewandelt. 

Von der ehemaligen Aeroflot ist nur noch der Kern des Aus-

landsflugdienstes „Aeroflot Russian International" (ARIA) 

übriggeblieben, der nur noch die internationalen Verbin-
dungen bedient50. Im Sommer 1994 ist nach eineinhalb-

jähriger Verzögerung die Privatisierung der ARIA be-

schlossen worden. Dabei handelt es sich aber nur um eine 

Teilprivatisierung: 51 vH des Aktienkapitals sollen in der 

Hand der Russischen Föderation verbleiben. Die übrigen 

49 vH der Aktien sollen an die Beschäftigten der Aeroflot 

gehen51. 

Der gesamte inländische Luftverkehr wird von einer gro-

ßen und noch wachsenden Zahl von kleinen Fluggesell-

schaften — derzeit sind es über 300 — abgewickelt. Diese 

sind aus den früheren regionalen Verwaltungen der alten 

Aeroflot hervorgegangen, sind nunmehr organisatorisch 
selbständig und zum überwiegenden Teil noch in staatli-

chem Eigentum 52. Hinzu kommen wenige neugegründete 

private Fluglinien, die bislang eine Lizenz erhalten haben. 

Trotz der großen Anzahl von Fluggesellschaften herrscht 

auf kaum einer Route Wettbewerb, so daß für die meisten 
Gesellschaften weder eine wirkungsvolle Kostenkontrolle 

noch Druck zu einer Verbesserung des Service bestehen. 

Zugleich hat die Zersplitterung des Inlandsluftverkehrs 
auch dazu geführt, daß Kostenvorteile aus einem Netzver-

bund nicht genutzt werden können. 

Insgesamt erscheint die Umstrukturierung des Trans-

portwesens noch wenig vorangeschritten. Die Privatisie-

rung der staatlichen Transportbetriebe ist meist bei einer 

Umwandlung in eine private Rechtsform stehengeblieben. 

Wo tatsächlich Aktien in private Hände gegeben wurden 
oder werden sollen, bleibt es fast immer bei privaten Min-

derheitsbeteiligungen. Zwar treten auf einzelnen Trans-

portmärkten erste private Wettbewerber auf, sie spielen 

aber noch keine große Rolle. Die staatlichen bzw. kommer-

zialisierten Betriebe haben ihre bisherige Inflexibilität nicht 

ablegen können, machen meist hohe Verluste und sind de-

mentsprechend subventionsträchtig. 

Anpassung aus regionaler Perspektive 

Für die einzelnen Wirtschaftsräume waren die Startbe-

dingungen für den Übergang zur Marktwirtschaft aufgrund 

der historisch herausgebildeten Produktionsstrukturen, 

des bis zur Preisliberalisierung wirkenden Preissystems 

und extremer klimatischer Bedingungen sehr differen-

ziert". Es wurden deshalb umfangreiche Umverteilungen 

zu Gunsten einzelner Regionen vorgenommen, so daß das 

verwendete Nationaleinkommen in 23 Regionen höher war 

als das produzierte. Dazu gehörten vor allem Regionen 

Sibiriens und des Fernen Ostens. In den letzten zwei Jah-

ren sind die Unterschiede zwischen den Wirtschaftsräu-

men und den Regionen noch größer geworden. Die Region 

mit der höchsten Pro-Kopf- Industrieleistung produzierte 

Ende 1993 das 3-fache der Region mit der niedrigsten. Die-

ser Faktor betrug am Ende des ersten Halbjahres 1994 vier. 

Das ist die Folge eines besonders starken Produktions-

rückganges in den bisher schwach entwickelten Republi-

ken Altai, Adygeja, Kalmückien und in der Kabardino-Bal-

karischen Republik 54. 

Die reale Industrieproduktion ist im ersten Halbjahr 1994 

auf 52,6 vH des Vergleichszeitraumes des Jahres 1991 ge-

sunken (vgl. Übersicht 1), Die Abweichungen von der 

durchschnittlichen Entwicklung der Industrieproduktion 

zwischen und innerhalb der Wirtschaftsräume erklären 

sich, soweit der statistische Ausweis nach Verwaltungsein-

heiten darüber eine Aussage zuläßt, vor allem durch die un-

terschiedliche regionale Verteilung der Roh- und Brenn-

stofförderung bzw. des verarbeitenden Gewerbes. Wirt-

schaftsräume mit starker Roh- und Brennstofförderung 

weisen überwiegend geringere reale Produktionssenkun-

gen als der Durchschnitt aus. In Ostsibirien wurde z.B, in 

fast allen Verwaltungseinheiten ein unterdurchschnittli-

cher Rückgang der Produktion verzeichnet. Dagegen ist in 

den Wirtschaftsräumen, in denen vorrangig das verarbei-

tende Gewerbe angesiedelt ist, ein größerer Rückgang der 

realen Produktion festzustellen als im Durchschnitt Ruß-

lands. Das betrifft vor allem den Zentralen Wirtschaftsraum 

und den Wolga-Wjatka-Wirtschaftsraum. Für den Zentra-

len Wirtschaftsraum ist festzustellen, daß alle Bezirke (Aus-

nahme: Oblast Smolensk) einen überdurchschnittlich 

hohen realen Produktionsrückgang ausweisen. Beson-

ders starke Rückgänge sind im Wirtschaftsraum Nordkau-

kasus und in den Oblasten Kurgow und Pskow eingetreten. 

Die Produktion der Holzwirtschaft wird infolge des Zu-

sammenbruchs der Investitionsgüternachfrage, wegen der 

steigenden Transportkosten und der veralteten Anlagen 

49 Vgl. Izvestija vom 3. März 1994; Nachrichten für Außenhandel 
vom 17. September 1993 und 1. März 1994. 

50 Die ARIA war ursprünglich als Rechtsnachfolger der alten 
Aeroflot im Besitz sämtlicher Flugrechte im internationalen Ver-
kehr, veräußert diese inzwischen aber zum Teil an andere Gesell-
schaften. 

51 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7. Juli 1994. 

52 Vgl. Financial Times vom 9./10. April 1994. 

53 .Die Statistik unterscheidet nach Wirtschaftsräumen und Vor-
waltungseinheiten (Republiken, Kraj, Oblaste). Darüber hinaus 
sind weitere Gruppierungen nach sozialökonomischen Gesichts-
punkten möglich. Das russische Wirtschaftsministerium geht von 
folgender Gruppierung aus: historisch schwach entwickelte Ge-
biete, Gebiete mit nationalen Konflikten, Gebiete mit vorwiegend 
verarbeitendem Gewerbe, Gebiete mit einer Konzentration des Mi-
litärisch-Industriellen Komplexes, Rohstoffördergebiete, Agrarge-
biete, das Gebiet des hohen Nordens und des Fernen Ostens. 

54 Vgl. Vestnik Ekonomiki, Juli/August 1994, S. 42 ff. 
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Übersicht 

Daten zwar Wirtschaftsentwicklung in den Regionen 

in vH 

Entwicklung der realen 

Industrieproduktion 
1. Halbjahr 1994 
gegenüber dem 

1. Halbjahr 

1993 1991 

Entwicklung der Gewinne 
Januar bis Mai 1994 
gegenüber dem 

Vergleichszeitraum 

des Vorjahres 

Insgesamt Industrie 

Anteil der Verlustbetriebe 
an der Zahl der Betriebe 

im Juni 1994 

Insgesamt Industrie 

Russische Föderation 

Nördlicher Wirtschaftsraum 
Republik Karelien 
Republik Komi 
Oblast Archangelsk 
Oblast Wologda 
Oblast Murmansk 

Nord-Westlicher Wirtschaftsraum 
Stadt St. Petersburg 
Oblast Leningrad 

Oblast Nowgorod 
Oblast Pskow 

Zentraler Wirtschaftsraum 
Oblast Brjansk 

Oblast Wladimir 
Oblast Iwanowo 
Oblast Kaluga 
Oblast Kostroma 
Stadt Moskau 
Oblast Moskau 
Oblast Orel 
Oblast Rjasan 
Oblast Smolensk 
Oblast Twer 
Oblast Tula 
Oblast Jaroslawl 

Wolga-Wjatski-Wirtschaftsraum 
Republik Mari-Jel 
Republik Mordowa 
Republik Tschuwaschien 
Oblast Kirow 
Oblast Nishni Nowgorod 

Zentraler- Schwarzerde-Wirtschaftsraum 
Oblast Belgorod 
Oblast Woronesch 
Oblast Kursk 
Oblast Lipzek 
Oblast Tambow 

Wolga-Wirtschaftsraum 
Republik Kalmückien 

Republik Tatarstan 
Oblast Astrachan 

Oblast Wolgograd 
Oblast Pensa 

Oblast Samara 
Oblast Saratow 
Oblast Uljanowsk 

74,2 52,6 

80,3 
80,8 
74,6 
77,5 
87,6 

72,2 
71,3 
71,3 
50,3 

63,2 
67,7 

78,0 
66,9 
63,5 
62,8 
58,9 
65,0 
71,9 
70,3 
70,4 
58,9 
69,4 

77,8 

65,3 
64,5 
65,3 
66,9 

84,1 
57,8 
75,7 
70,8 

68,4 

63,9 
64,5 
79,1 
73,7 
65,1 
74,1 
61,2 
80,8 

64,2 
55,2 
57,3 
68,0 
64,6 

48,1 
56,5 
57,0 
34,3 

39,8 
44,7 
41,5 
39,3 
47,4 
39,9 
40,3 
43,5 
49,0 
53,9 
47,9 
41,5 
47,1 

48,4 
45,4 
42,7 
47,5 
59,9 

72,2 
44,0 
53,7 
55,6 
52,3 

41,4 
50,8 
61,5 
51,1 
49,4 

58,8 
49,5 
71,1 

218,6 212,6 

170,1 
168,3 
150,7 
213,6 
219,9 
125,1 

243,8 
226,0 
363,9 
166,1 
288,2 

291,8 
276,2 
231,0 

192,7 
331,5 
243,0 

305,3 
338,6 
192,7 
263,0 
214,6 
326,5 
244,5 
320,8 

205,2 
260,0 
106,2 
287,1 
227,3 

194,8 

199,2 
245,6 
251,4 
165,4 
146,2 
182,3 

247,2 

152,7 
201,4 
196,5 
233,7 
344,9 
190,9 
372,8 

157,8 
174,6 
36,4 

214,0 
194,1 
146,4 

224,2 
208,0 

340,5 
136,9 

219,1 

262,4 

251,8 
196,9 
175,7 
302,2 
193,7 
290,1 
297,1 
160,1 
224,0 
186,2 
294,8 
227,5 
287,0 

195,4 
199,6 
143,8 
278,9 
205,6 
186,9 

184,3 
239,2 
229,4 
158,8 
123,6 
198,8 

253,9 

173,6 
200,6 
166,6 
229,1 

360,1 
186,6 
411,3 

31,3 

33,3 
27,5 
39,2 
34,5 
27,3 
38,9 

25,6 
19,7 
24,1 
34,6 

33,3 

23,3 
32,5 
23,0 

27,5 
28,8 
34,6 

17,5 
13,5 
32,8 
26,0 
35,7 
26,1 
24,0 
18,5 

27,5 
28,3 
28,7 

29,5 
33,9 
20,7 

28,7 
26,0 
25,3 
33,2 
26,4 
34,0 

30,7 

47,9 
25,6 
38,8 
29,4 
36,1 
17,9 
36,0 
28,2 

21,9 

25,6 
18,6 
33,3 
27,1 
22,1 
27,8 

15,5 
11,0 
17,3 
21,9 
19,0 

15,9 
20,2 
14,0 

22,9 
18,1 
29,5 

9,3 
9,3 

22,8 
18,4 
29,8 
19,7 

19,3 
7,6 

18,0 
20,4 
22,6 

13,6 
21,1 

15,8 

18,8 
14,9 
17,5 
25,1 
18,9 
18,1 

19,0 
55,6 
20,4 
19,7 
17,6 
25,3 
15,0 
20,4 
11,4 
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noch: Übersicht 

Entwicklung der realen 
Industrieproduktion 

1. Halbjahr 1994 
gegenüber dem 

1. Halbjahr 

1993 1991 

Entwicklung der Gewinne 
Januar bis Mai 1994 
gegenüber dem 

Vergleichszeitraum 
des Vorjahres 

Insgesamt Industrie 

Anteil der Verlustbetriebe 
an der Zahl der Betriebe 

im Juni 1994 

Insgesamt Industrie 

Wirtschaftsraum Nordkaukasus 
Republik Adygeja 
Republik Dagestan 
Kabardino - Balkarische 
Republik 
Rep. Karatschajewo-
Tscherkessien 
Republik Nordossetien 
Rep. Tschetscheno-Inguschetien 
Region Krasnodar 
Region Stawropol 
Oblast Rostow 

Wirtschaftsraum Ural 
Republik Baschkortostan 
Republik Udmurtien 
Oblast Kurgan 
Oblast Orenburg 
Oblast Pem 
Oblast Jekaterinenburg 
Oblast Tscheljabinsk 

Wirtschaftsraum Westsibirien 
Republik Berg-Altai 
Region Altai 
Oblast Kemerowo 
Oblast Nowosibirsk 
Oblast Omsk 
Oblast Tomsk 
Oblast Tjumen 

Wirtschaftsraum Ostsibirien 
Republik Burjatien 
Republik Tuwa 
Republik Chakassien 
Region Krasnojarsk 
Oblast Irkutsk 
Oblast Tschita 

Wirtschaftsraum Ferner Osten 
Republik Sacha (Jakutien) 
Region Primorje 
Region Chabarowsk 
Amur-Oblast 
Kamschatka- Oblast 
Oblast Magadan 
Oblast Sachalin 

Oblast Kaliningrad 

52,0 
66,0 
41,8 

38,2 
34,5 
23,0 

64,7 29,6 
73,1 32,5 

74,4 
71,5 
68,8 

81,2 
63,6 
50,0 
74,7 
73,7 
73,4 
66,6 

64,5 
55,2 
88,7 
65,9 
69,2 
73,0 
87,1 

74,4 
76,9 
79,6 
86,2 
88,4 
69,1 

92,6 
73,0 
66,7 
74,2 
72,9 
81,7 
74,9 

65,0 

54,4 
45,6 
48,4 

61,9 
42,2 
33,9 
58,3 
51,8 
49,8 
45,9 

54,0 
35,8 
66,8 
46,7 
54,3 
59,1 
67,7 

61,0 
49,8 
68,7 
55,5 
71,0 
40,9 

77,4 
55,7 
47,1 
51,3 
48,9 
63,8 
57,8 

48,5 

203,4 
70,2 
24,7 

145,7 

208,9 
121,8 
67,8 

222,6 

82,8 147,6 
52,7 65,7 

181,8 
273,0 
238,1 

211,2 
145,6 
171,5 
196,6 
177,3 
246,9 
220,5 
278,3 

145,3 
167,7 
165,3 
121,7 
350,4 
258,6 
235,8 
74,6 

222,1 
176,6 
243,4 

188,1 
127,6 
156,1 
185,4 
114,1 
254,6 
189,2 
255,8 

151,9 
72,5 

164,3 
127,9 
394,2 
260,6 
293,8 
65,4 

272,8 276,7 
158,7 252,3 

284,4 267,5 
263,2 263,6 
297,1 317,4 
315,8 195,4 

84,1 
76,3 

128,3 
152,5 
234,8 

13,0 

217,7 
594,5 
186,7 
106,7 
189,3 
76,2 
85,9 

349,3 

145,5 69,1 

31,3 
41,1 
33,1 
43,3 

23,1 
25,5 
32,3 
38,0 

39,9 30,1 
29,9 30,5 

30,5 
27,7 
29,1 

31,5 
30,9 
34,5 
45,3 
39,9 
29,7 
26,0 
28,5 

38,2 
53,2 
41,7 
32,7 
33,4 
39,8 
48,9 
41,0 

43,2 
54,2 
48,0 
38,6 
39,7 
38,5 
48,8 

45,3 
56,8 
35,5 
32,0 
46,2 
51,4 
56,3 
54,4 

18,1 
21,2 
21,2 

19,4 
16,2 
22,3 
37,0 
26,7 
19's 
14,9 
17,3 

29,4 
50,0 
27,7 
29,5 
19,0 
29,2 
44,7 
34,7 

35,6 
49,0 
52,4 
30,2 
33,9 
28,5 
39,1 

36,7 
46,5 
24,0 
35,5 
30,3 
38,1 
52,6 
42,3 

28,4 23,2 

Quelle: Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 1994 g. Moskau 1994, S. 154, 299, 302. 

eingeschränkt. Um mehr als 40 vH sank die Nutzholzpro-

duktion in den Oblasten Irkutsk, Tomsk, Tjumen, Sachalin, 

im Kraj Chabarowsk und in der Republik Burjatien. Eine 

Ausnahme bildet die Karelische Republik, wo auf der 

Grundlage eines Regierungsprogrammes zur Unterstüt-

zung der Holzwirtschaft, der günstigen geographischen 

Lage und in Kooperation mit skandinavischen Staaten die 

Betriebsanlagen modernisiert, die Qualität der Produkte 
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verbessert, die Absatzmärkte erweitert und damit die Pro-
duktion fast auf dem bisherigen Niveau gehalten wurde55 

Verglichen mit der regionalen Entwicklung der Industrie 
verlief die regionale Entwicklung in der Landwirtschaft — 
gemessen an der durchschnittlichen Entwicklung in der 

Russischen Föderation — bisher gleichförmig. Allerdings 

haben steigende Transport- und Futterkosten in einigen ex-
trem gelegenen Regionen besondere Schwierigkeiten bei 

der Versorgung mit Futter bewirkt, so daß die tierische Pro-
duktion überdurchschnittlich gesunken ist (Oblaste Maga-

dan und Tschukotsk). Eine gegenüber der Vorjahrespe-

riode gesunkene Futterproduktion läßt in der Folge weitere 
Leistungsrückgänge erwarten" 

Besonders schwierige Bedingungen für die Wirtschaft-
sentwicklung existieren in den Regionen des hohen Nor-

dens und des Fernen Osten: hohe Abhängigkeit von den 
Wirtschaftsbeziehungen mit anderen Regionen, schlechte 

klimatische Bedingungen, unterentwickelte Infrastruktur, 
große Entfernungen zu den Märkten und hohe Kosten für 
Elektro- und Wärmeenergie. Diese Bedingungen sind auch 

dafür ausschlaggebend, daß in den letzten Jahren die Mi-
gration der Bevölkerung aus den Verwaltungseinheiten 
des nördlichen Wirtschaftsraums (1993: Republik Komi: 

12 300 Personen, Oblast Murmansk: 21 800 Personen), 
aus Ostsibirien (1993: Republik Sacha: 13 100 Personen) 

und vor allem aus dem Fernen Osten (1993: Autonomer 
Kreis Tschukotsk: 75 100 Personen) in den Zentralen Wirt-
schaftsraum, in den Wolga-Wjatka-, den Wolga- und den 
Zentralen Schwarzerde-Wirtschaftsraum zugenommen 
hat57. 

Unterschiede zwischen den einzelnen Verwaltungsein-

heiten gibt es auch hinsichtlich der Arbeitslosenquote (vgl. 
Tabelle 11). Die niedrigsten Arbeitslosenquoten (1. Dezem-

ber 1993) werden für einen großen Teil der nordkaukasi-
schen, ostsibirischen und fernöstlichen Republiken und 

Oblaste, die höchsten Quoten für den Oblast Pskow (3,4), 

die Republiken Mordowien und Tschuwaschien (je 3,2) und 

für die Republik Dagestan (4,4) ausgewiesen 58. Die Zahl 
der registrierten Arbeitslosen ist in den Regionen von De-

zember 1993 bis Juni 1994 durchschnittlich um 50,8 vH ge-
stiegen. Die Wirtschaftsräume mit dem höchsten Zuwachs 

sind Ostsibirien (81,8 vH), der Ferne Osten (80 vH) und der 
Zentrale Schwarzerde-Wirtschaftsraum (78,4 vH). Das 
Industriepersonal wurde gegenüber Dezember 1993 um 

durchschnittlich 9,7 vH abgebaut. Insgesamt istjedoch die 

regionale Differenzierung der Arbeitslosigkeit angesichts 
der sehr unterschiedlichen Produktionsergebnisse relativ 
gering. 

Da nach Auffassung der russischen Regierung die Ursa-

chen für die historisch entstandene Situation und die nega-
tiven Entwicklungstendenzen in einem Teil der Regionen 
nicht durch betriebliche Entscheidungen beseitigt werden 

können, ist die bevorzugte Unterstützung einzelner Regio-
nen bzw. Branchen im Rahmen von Entwicklungsprogram-

men auch weiterhin vorgesehen. Das gilt insbesondere für 

den Fernen Osten, Teile Sibiriens und den hohen Norden, 
die auch in Zukunft die Roh- und Brennstoffe sowie Holzfür 
die russische Wirtschaft und den Export liefern sollen. Es 

ist zu befürchten, daß durch solche Programme die Anpas-

sung der Betriebe und Regionen an die marktwirtschaftli-

chen Erfordernisse weiter hinausgezögert wird. 

Anpassung aus der Eigentumsperspektive 

Fortgang der Privatisierung 

Der Privatisierungsprozeß hatte sich bereits im Jahre 

1993 wesentlich beschleunigt. Die Privatisierung staatli-

chen Eigentums wurde bis zum Abschluß der Voucher-Pri-

vatisierung am 30. Juni 1994, mit der auch gleichzeitig die 
erste Privatisierungsphase beendet wurde, zügig fortge-

setzt. So sollen während der ersten Privatisierungsphase 

etwa 74 vH der kleinen Unternehmen sowie etwa 50 vH der 

mittleren und großen Unternehmen privatisiert worden sein 

(vgl. Tabelle 12). Die kleinen Unternehmen sind in den Be-

reichen Handel, Gastronomie und sonstige Dienstleistun-
gen angesiedelt. Sie wurden zu mehr als 70 vH von ihren 

Belegschaften, vornehmlich über Ausschreibungen und 

andere Formen der Einzelprivatisierung, erworben. Im 

Rahmen von Scheckauktionen wurde der überwiegende 

Teil der mittleren und großen Unternehmen — etwa 13 000 

bis Ende Juni 1994 — teilprivatisiert; d. h. es wurde durch-

schnittlich nur ein kleiner Teil der Aktien dieser Unterneh-

men auf Scheckauktionen angeboten (vgl. Tabelle 13)59. 

Die Aktienmehrheiten gingen in 75 vH aller Privatisie-

rungsfälle an die Belegschaften, die 51 vH der Anteile zu 

Vorzugskonditionen erwerben konnten. Außerdem hält der 

Staat bei mehr als 50 vH der privatisierten mittleren und 

großen Unternehmen auch weiterhin mindestens 25 vH 

der Aktien. Bislang wurden 144,5 Mill. bzw. 97 vH der aus-

gegebenen Privatisierungsschecks eingesetzt60. Ein gro-
ßer Teil der Schecks, die Zahl von 65 Mill, wird genannt, 

wurde zudem nicht unmittelbar von den Bürgern, sondern 

über die mittlerweile 640 Investmentfonds investiert61. 

55 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe razvitie Rossijskoj Federacii v 
pervom polugodii, 1994 goda i prognoz na blizajsuju perspektivu. 
Moskau 1994, S. 89. 

56 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994, S 228. 

57 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Mos-
kau 1994, S. 347. 

58 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. Mos-
kau 1994, S. 347 f. 

59 Anfang Juli wurde seitens des Staatskomitees für Vermögen 
die Zahl von 14 000 Groß- und Mittelbetrieben genannt, die auf 
Voucherbasis privatisiertworden sind. VWD-Osteuropavom 4. Juli 
1994. 

60 Diese Schecks sollten ursprünglich zum 1. Juli 1994 ihre Gül-
tigkeit verlieren, jedoch dürfen sie nach einem entsprechenden 
Erlaß des Präsidenten bis zum 1. Dezember 1994 weiterverwendet 
werden. 

61 Bericht über die Ergebnisse der ersten Phase der Privatisie-
rung in der Russischen Föderation und die Grundsätze der Privati-
sierung von staatlichen und munizipalen Betrieben nach dem 
1. Juli 1994. Goskomimuscestvo, Moskau 1994, S. 1 ff.; VWD-Ost-
europa vom 22. Juli 1994, S. 2. 
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Tabelle 11 
Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen und der Beschäftigten in der Industrie 

in vH 

Zuwachs an Arbeitslosen 

Juni 1994 
gegenüber 

Dezember 1993 

Rückgang an Beschäftigten 
in der Industrie 

Juni 1994 
gegenüber 
Januar1994 

Russische Föderation 

Nördlicher Wirtschaftsraum 

Nord-Westlicher Wirtschaftsraum 

Zentraler Wirtschaftsraum 

Wolga — Wjatka — Wirtschaftsraum 

Zentraler Schwarzerde — Wirtschaftsraum 

Wolga — Wirtschaftsraum 

Nordkaukasus 

Ural 

Westsibirien 

Ostsibirien 

Ferner Osten 

50,8 

52,6 

33,5 

35,8 

37,6 

78,4 

63,0 

39,5 

69,4 

61,7 

81,8 

80,0 

—9,7 

—9,0 

—12,8 

—10,4 

—9,0 

—7,5 

—8,5 

—10,3 

—9,3 

—9,9 

—9,5 

—9,5 

Que//en:Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijul' 1994 g. Moskau 1994, S. 292; Osnovnye pokazateli raboty pro- 
myslennosti za janvar'-ijun' 1994 g. Moskau 1994, S. 27. 

Was das Gewicht der einzelnen Gebietskörperschaften 

bei der Privatisierung betrifft, so wurden mehr als 60 vH 

der im Jahre 1993 privatisierten Betriebe von den Kommu-

nen veräußert, während sich die übrigen Betriebe auf die 

Regionen (u.a. Republiken und Oblaste) und die Födera-

tion verteilten (vgl. Tabelle 14). Allerdings ergibt sich ein völ-

lig anderes Bild, wenn man den Wert der privatisierten Be-

triebe betrachtet: Dann entfielen auf die übergeordneten 

Gebietskörperschaften mehr als 60 vH. Diese Verteilung 

läßt sich dadurch erklären, daß die Beteiligung der Kommu-

nen überwiegend auf die kleine Privatisierung und damit 

auf den Dienstleistungsbereich beschränkt war. Da die 
kleine Privatisierung fast abgeschlossen ist, liegt die Ver-

antwortung für die zweite Privatisierungsphase, von der 

hauptsächlich die Industrie betroffen sein wird, weitgehend 

bei den Regionen und der Föderation (vgl. Tabelle 15). 

Zieht man eine Zwischenbilanz nach der ersten Privati-

sierungsphase, so ergibt sich ein zwiespältiges Bild: Die 

kleine Privatisierung wird bald abgeschlossen sein. Dieser 

Erfolg wird dadurch getrübt, daß in der Regel die Immobi-

lien nur auf fünf Jahre verpachtet wurden, während sich der 

wirkliche Verkauf auf das Inventar beschränkte. Die ernste-

ren Probleme scheinen allerdings eher bei der großen Pri-
vatisierung zu liegen, die private Eigentümer hervorbrin-

gen sollte, die den notwendigen Strukturwandel einleiten 

können. 

Inwieweit die Privatisierung zur Entwicklung des Privat-
sektors insgesamt beigetragen hat, ist schwer abzuschät-

zen. Denn aufgrund der statistischen Erfassungs- und Ab-

grenzungsprobleme sollten die vorhandenen Kennziffern 
mit Vorbehalten betrachtet werden 62. 

Danach entfielen im Jahre 1993 bei der Beschäftigung 

lediglich knapp 25 vH auf den Privatsektor. Der Anteil der 

rein privaten Unternehmen an der Industrieproduktion be-

trug in der ersten Hälfte 1994 nur etwa 7 vH. Im ersten Halb-
jahr 1994 wurden nach offiziellen Angaben 58 vH des BIP 

(1993: 52 vH) außerhalb des staatlichen Sektors erwirt-
schaftet. Dieser Bereich umfaßt neben rein privaten auch 

die „gemischten" Unternehmen 63, die vorwiegend als Ka-
pitalgesellschaften mit staatlicher Minderheitsbeteiligung 

organisiert sind, nicht aber die ausländischen Unterneh-
men. Im Zuge der Privatisierung ist vor allem die Bedeu-

tung der gemischten Unternehmen gestiegen. Durch sie 
werden mittlerweile 35 vH (1993: 31 vH) des BIP erstellt. 
Auf rein private Unternehmen entfallen 23 vH (1993: 
21 VH)64 

62 Zu beachten ist insbesondere, daß Kolchosen und andere 
Genossenschaften zum Privatsektor hinzugerechnet werden. 

63 Zum „ nichtstaatlichen" Sektor scheinen neben privaten und 
„gemischten" Unternehmen auch die gesellschaftlichen Organi-
sationen zu gehören, deren Bedeutung aber relativ gering ist. 

64 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994, S. 5. 
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Tabelle 12 
Stand der Privatisöerung 1992 bis 19941) 

Unternehmensklassen2) 
Anzahl der privatisierten Unternehmen absolut 
bzw. in vH der Unternehmensklasse, kumuliert 

19923) 19933) Juli 1994 (Monatsanfang) 

Kleine Unternehmen 

Mittlere Unternehmen 

Große Unternehmen 

Unternehmen insgesamt 

35 000 
(29,5-35 vH) 

11 000 
(7,9-8,5 vH) 

336 
(6,7-7 vH) 

46 000 

etwa 86 000 

etwa 2 200 
(44 vH) 

89 000 

etwa 84 0004) 
(44vH) 

etwa 15 0005) 
(49 vH) 

etwa 99 000 

1) Jeweils Jahresende. — 2) Die Abgrenzung zwischen den Unternehmensklassen und die Unternehmenszählungen sind nicht 
eindeutig; zudem haben sich im Zeitablauf die Grundgesamtheiten mehrfach geändert. — 3) DIW / IfW / IWH 1994a, S. 20 . — 
4) Goskomimuscestvo 1994, S. 3; Planecon 1994, S. 10. — 5) VWD — Osteuropa vom 22.7.1994, S. 2; vielfach wird die Zahl der 
privatisierten mittleren und großen Unternehmen mit 20 000-21 000 (70-71 vH) angegeben; dabei dürfte es sich jedoch um alle bis-
lang als offene Aktiengesellschaften registrierten Betriebe handeln, die nur zu einem Teil privatisiert wurden, siehe hierzu Gosko-
mimuscestvo, 1994, S. 5. 

Quellen: Vgl. Fußnoten 3-5 der Tabelle; Berechnungen der Institute. 

Dagegen expandiert in der Bauwirtschaft der Anteil des 

rein privaten Sektors. Von den Bauleistungen wurden bis 

zur Jahresmitte bereits 24 vH (1993: 17 vH) durch private 

Unternehmen erbracht, während der Beitrag gemischter 

Unternehmen mit 49 vH (1993: 50 vH) stagnierte. Staatli-

che Unternehmen haben inzwischen nur noch einen Anteil 

von 27 vH (1993: 33 vH)65. Im Straßentransport wurden im 

ersten Quartal 1994 von privaten Unternehmen 54 vH der 

Güter befördert66. Im Einzelhandel entfielen in den ersten 

sechs Monaten 1994 etwa 77 vH (1993: 75 vH) des Waren-

umsatzes auf den nichtstaatlichen Sektor (einschließlich 

Genossenschaften); bei Gaststätten und Kantinen waren 

es etwa 55 vH. 

Gemessen an der gestiegenen Bedeutung gemischter 

und privater Unternehmen bei der Erstellung des BIP sind 

die von ihnen getätigten Investitionen noch relativ gering: 

Nur 30 vH der Gesamtinvestitionen wurden im ersten Halb-

jahr 1994 durch gemischte Unternehmen und lediglich 

16 vH durch rein private Unternehmen durchgeführt67. Der 

scheinbar hohe Pro-Kopf-Beitrag gemischter Unterneh-

men ist einerseits dadurch zu erklären, daß sich im staatli-

chen Sektor noch arbeitsintensive Wirtschaftszweige 

(Landwirtschaft) befinden. Andererseits wird der rein pri-

vate Sektor hinsichtlich seines Beitrages zum BIP und der 

Beschäftigtenzahl derzeit nur unzureichend erfaßt; ein 

Handelsregister befindet sich erst im Aufbau. 

Entwicklung der privaten Kleinunternehmen 

Eines der neuen Elemente in der russischen Unterneh-

mensstruktur sind Kleinunternehmen, die sich überwie-

gend in Privathand befinden. Bis 1985 existierten in Ruß-

land nahezu keine nichtstaatlichen Kleinunternehmen. Mit 

dem Genossenschaftsgesetz (1987) und dem Pachtgesetz 

(1989) setzte eine erste Gründungswelle von Kleinunter-

nehmen — überwiegend auf genossenschaftlicher Basis 

—ein. Ende 1990 wies die Statistik fast 150 000 solcher Be-

triebe aus. Nach der Annahme des Unternehmensgeset-

zes (Anfang 1991), das eine weitgehende Deregulierung 

der Unternehmensgründung vorsah und unterschiedliche 

Eigentums- und Rechtsformen erlaubte, verdoppelte sich 

innerhalb eines Jahres die Zahl der Kleinunternehmen. 

Diese Entwicklung erhielt, besonders im Handel, der 

Gastronomie und in der Dienstleistungssphäre, einen wei-

teren Impuls durch die Mitte 1992 einsetzende kleine Priva-

tisierung, in deren Ergebnis mehr als 100 000 private Klein-

unternehmen entstanden. Anfang 1994 existierten über 

900 000 Kleinunternehmen (Schaubild S. 57). In ihnen sind 

etwa 9 Mill. Personen beschäftigt, was 15 vH der gesamten 

Beschäftigung in Rußland entspricht. Im Handel und in der 

Gastronomie sind es sogar 39 vH und in der Bauwirtschaft 

40 vH der Arbeitnehmer der entsprechenden Branche68. 

65 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994, S. 41 und 204; Social'no-ekonomiceskoe 
polozenie Rossii 1993 g. Moskau 1994, S. 256. 

66 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijul' 
1994 g. Moskau 1994, S. 20. 

67 Angaben zu den Investitionen nichtstaatlicher Unternehmen 
in einzelnen Wirtschaftsbereichen liegen derzeit nicht vor. Vgl. So-
cial'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 1994 g. 
Moskau 1994, S. 35. 

68 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994, S. 70. 
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Tabelle 13 
Die Ergebnisse der Scheckauktionen nach Wirtschaftszweigen 

Stand: 24.6.1994 

Anzahl der 
Betriebe 

Grundkapital zum 
Verkauf 

(Mill. Rubel) 

Durchschnittlich 
verkaufte Anteile 
pro Betrieb (vH) 

Mittelkurs der 
Auktionen) 

Wirtschaftszweige insgesamt 
zum 1. 5.1993 
zum 5.11.1993 
zum 31.12.1993 
zum 24. 6.19942) 

darunter 
Land- und Forstwirtschaft, Fischfang 
Kohlegewinnung 
Erdöl- und Gasgewinnung 
Gewinnung sonstiger Rohstoffe 
Nahrungsmittel- und Tabakindustrie 
Leichtindustrie 
Holzverarbeitung und Papierproduktion 
Verlagswesen 
Erdölverarbeitung 
Chemische Industrie 
Metallurgie 
Elektronik, Maschinenbau, Betriebsanlagen 
Transportmaschinenbau 
Möbelindustrie 
Verarbeitung von Sekundärrohstoffen 
Elektrizitätswirtschaft 
Wasserwirtschaft 
Bauwesen 
Kfz-Handel und Werkstätten 
Großhandel 
Einzelhandel, Instandsetzung von 

Haushaltstechnik 
Hotels und Gaststätten 
Landverkehr 
Wasserverkehr 
Luftverkehr 
Hilfstätigkeiten beim Transport 
Post und Fernmeldewesen 
Finanzdienstleistungen 
Immobilienhandel 
Anlagenleasing 
EDV-Dienstleistungen 
Wissenschaftstechnische Organisationen 
Sonstige Dienstleistungen 

1 779 
4 829 
7 514 
12 754 

159 
27 
22 
70 

899 
714 
841 
37 
58 

1 281 
382 
1 663 
163 
150 
109 
65 
22 

2041 
268 
821 

168 
48 

1 271 
83 
15 
20 
49 
11 
1 

10 
67 

544 
281 

25,0 

20,8 
165 802 18,8 

1 064 
87 

13 427 
1 213 
4 086 
8 170 
5 049 

95 
9 438 

18 337 
23 007 
23 945 
14 853 

510 
194 

14 223 
81 

7 755 
533 
2 829 

480 
3 168 
2 368 
3 294 
194 
34 

1 377 
55 
1 

14 
52 

1 754 
1 182 

24,9 
24,9 
15,5 
25,7 
21,8 
20,2 
22,1 
24,8 
10,3 
20,0 
22,1 
20,8 
29,2 
23,4 
22,4 
12,1 
24,7 
22,3 
23,5 
22,3 

27,3 
29,5 
24,1 
17,0 
14,1 
26,2 
21,8 
36,2 
49,0 
21,9 
28,2 
29,9 
21,2 

1,9 

1,7 
1,8 

2,5 
4,1 
1,6 
1,7 
0,9 
3,2 
1,8 
0,9 
1,1 
1,9 
2,2 
2,3 
3,2 
1,1 
1,4 
1,9 
3,3 
2,6 
1,7 
1,5 

0,3 
0,9 
1,9 
1,5 
1,7 
0,6 
0,3 
0,7 
0,1 
3,1 
0,6 
1,1 
3,3 

1) Anzahl der 1000-Rubel-Aktien pro Privatisierungsscheck im Durchschnitt der Auktionen eines Wirtschaftszweiges. -
2) Schätzungen. 

Quellen: Die wirtschaftliche Lage Rußlands - Beschleunigte Talfahrt durch verschleppte Reformen. Vierter Bericht, Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel, Institut für Wirtschaftsfor-
schung Halle. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 19/1994. Dieser Bericht wurde auch als Kieler Diskussionsbeiträge, Nr. 
232/1994, und als IWH Forschungsreihe 2/1994 veröffentlicht; Kommersant vom 12.7. 1994, Nr.25, S. 61. 

Hinzu kommen rund 11 Mill. Personen, die entweder teil-

zeitbeschäftigt sind oder auf der Basis von Werkverträgen 

für Kleinunternehmen arbeiten. 

Eine Anfang 1994 von Goskomstat durchgeführte Erhe-

bung 69, mit der etwa 480 000 Kleinunternehmen erfaßt 

wurden, erlaubt folgende Schlußfolgerungen: 

Kleinunternehmen befinden sich weitgehend in Privat-

besitz (75,3 vH). Nur 9,7 vH gehören dem Staat oder den 

Kommunen, und der Rest ist entweder Eigentum von Ver-

bänden und Vereinen oder hat eine gemischte Eigentums-

form. Allerdings beschäftigen die staatlichen und kommu-

nalen Kleinunternehmen mit durchschnittlich 38 Personen 

mehr als dreimal soviel Arbeitnehmer wie die privaten 

Kleinunternehmen (11 Personen). Im Unterschied zu ande-

69 Vgl. Cislo malych predprijatij i cislennost' rabotajuscich v 
nich. Goskomstat, Moskau 1994 (internes Arbeitsmaterial). 
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Tabelle 14 
Verteilung der Privatisierungserlöse 

in vH 

Empfänger 
föderalen Eigentums 

1) 2) 

Erlöse aus der Privatisierung 

staatlichen Eigentums 
von Subjekten der 

Russischen Föderation 

1) 2) 

munizipalen Eigentums 

1) 2) 

Örtliche Haushalte 

Haushalte der Republiken, Krajs, Oblaste, 
autonome Oblaste, autonome Okrugs 

Föderaler Haushalt 

Staatskomitee für Vermögen 

Vermögensverwaltungskomitees, territoriale 
Agenturen des Staatskomitees für Vermögen 

Föderativer Fonds zur Unterstützung 
des Unternehmertums 

Russischer Fonds Föderativen Vermögens 

Vermögensfonds nationalstaatlicher national-
und administrativ-territorialer Gebilde 

Privatisierte Betriebe 

Roskomsem 

Örtliches Organ für Architektur und Städtebau 

Örtliches Komitee für Bodenreserven 

Insgesamt 

9,0 

15,0 

10,0 

1,2 

4,0 

5,0 

0,8 

4,0 

51,0 

100,0 

10,0 

10,0 

55,0 

1,2 

10,0 

0,8 

10,0 

1,0 

1,0 

1,0 

100,0 

9,0 10,0 

20,0 65,0 

10,0 

1,2 1,2 

4,0 10,0 

0,8 0,8 

4,0 10,0 

51,0 

1,0 

1,0 

10 

100,0 100,0 

19,0 75,0 

10,0 

10,0 

1,2 1,2 

4,0 10,0 

0,8 0,8 

4,0 10,0 

51,0 

1,0 

1,0 

1,0 

100,0 100,0 

1) Betriebe (privatisiert über Auktionen, Ausschreibungen oder Aktionsverkauf). - 2) Immobilien. 

Ouelle: Kommersant Nr. 29/1994, S. 54. 

ren postsozialistischen Ländern ist die durchschnittliche 

Beschäftigtenzahl in Kleinunternehmen mit 14 Personen 
relativ hoch (Industrie: 25; Bauwirtschaft: 24) und hat sich 

gegenüber 1992 sogar um drei Personen vergrößert. Unter-

schiedlich ist ebenso, daß sich die Kleinunternehmen nicht 

nur auf den Handel und das Gaststättenwesen konzentrie-

ren. Je ein Drittel der erfaßten Arbeitnehmer ist in der Indu-

strie und der Bauwirtschaft tätig70. Das hängt wesentlich 

damit zusammen, daß die in diesen Bereichen bereits 

Ende der 80er Jahre entstandenen Pachtbetriebe mittler-
weile in Privatbesitz übergegangen sind 71. 

Beträchtliche Disparitäten ergeben sich aus regionaler 

Sicht. Allein in der Stadt Moskau sind 22,7 vH aller erfaßten 

Kleinunternehmen registriert, in St. Petersburg 5 vH. Über-

durchschnittlich hoch ist die Zahl der Kleinunternehmen 

auch in den Wirtschaftsräumen Nordkaukasus, Ural, West-

sibirien sowie in den Gebieten Primorje und Chabarowsk, 

während in den meisten der autonomen Republiken (reit 

Ausnahme von Baschkortostan und Tatarstan) sowie z.B. in 

den Gebieten Orlow, Tomsk, Tschita und einigen fernöstli-
chen Gebieten die Zahl der Kleinunternehmen und der in 

ihnen Beschäftigten noch gering ist. Ausschlaggebend 

dafür sind in erster Linie Standortfaktoren wie Infrastruktur, 
Kommunikation, Kaufkraft usw., die in großen Agglomera-

tionen wesentlich besser entwickelt sind. 

70 Die Zuordnungen sind nicht immer eindeutig. Nach Angaben 
des Antimonopolkomitees der Föderation beschäftigen sich von 
den 220 000 in Moskau ansässigen Kleinbetrieben 46 vH mit all-
gemeiner kaufmännischer Tätigkeit, was bedeutet, daß sie auf vie-
len Gebieten tätig sind. Vgl. Ekonomika i zizn', Nr. 25, Juni 1994. 

71 Für das Jahr 1992 liegen dazu entsprechende Daten vor. 
Während in der Gesamtindustrie Kleinbetriebe lediglich 6,8 vH der 
Arbeitnehmer beschäftigten, waren es in der polygraphischen 
Industrie bereits 34,6 vH, in der Mühlenindustrie 28,4 vH, in der 
Lebensmittelindustrie 26,3 vH und bei der Produktion von Bau-
materialien 14 vH. Das sind die Zweige, in denen Pachtbetriebe 
überdurchschnittlich vertreten waren. Vgl. ifo Schnelldienst, 
Nr. 20/1994, S. 20 ff. 
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Tabelle 15 
Die Struktur des Privatisierungsprozesses 1993 und 19941) 

1993 1994 
Januar-April 

Zahl der 
Betriebe in vH 

Zahl der 
Betriebe in vH 

Privatisierte Betriebe insgesamt 

nach staatlichen Eigentümern 
Kommunen 
Regionen der Russischen Föderation 
Föderation 

nach Sektoren 
Industrie 

darunter: 
Baumaterialien 
Leichtindustrie 
Nahrungsmittel 

Landwirtschaft 
Straßentransport 
Bauwesen 
Handel 
Gastronomie 
Dienstleistungen 

42 924 

26 340 
9 521 
7 063 

12 504 

860 
3 512 
2 141 
734 
1 352 
2 923 

14 865 
2 957 
7 589 

100,0 

61,4 
22,2 
16,4 

29,1 

2,0 
8,2 
5,0 
1,7 
3,2 
6,8 

34,6 
6,9 

17,7 

7 956 100,0 

4201 
1 847 
1 908 

52,8 
23,2 
24,0 

2 554 32,1 

175 
461 
326 
223 
334 
875 

2 379 
477 
1 114 

2,2 

5,8 
4,1 
2,8 
4,2 

11,0 

29,9 
6,0 

14,0 

1) Für den einzelnen Beobachtungszeitraum, nicht kumuliert. 

Quellen: Unveröffentlichte Daten von Goskomstat Rossii und Berechnungen der Institute. 

Eines der wichtigsten Probleme für die Entwicklung der 

kleinen Unternehmen ist ihr eingeschränkter Zugang zu 

Finanzdienstleistungen, insbesondere zu Krediten. Die 

Beschaffung von Fremdkapital für kleine Unternehmen 

wird vor allem wegen der Belastung des Finanzsystems 

durch zweifelhafte Forderungen der Banken und durch 

weitgehend fehlende Erfahrungen der Geschäftsbanken 

bei der Allokation finanzieller Ressourcen erschwert (Ein-

schätzung und Handhabung von Kreditrisiken, Verwen-

dung von Kreditsicherheiten, Kreditmonitoring)72. Unter-

suchungen in Tula und Nishnij-Nowgorod haben ergeben, 

daß bis zu zwei Drittel aller Kleinunternehmen noch nie 

einen Bankkredit in Anspruch genommen haben und nur 

etwa jedes zehnte Unternehmen einen steten Zugang zu 

Krediten besitzt. In einer besonders schlechten Lage befin-

den sich dabei neugegründete Unternehmen, die deshalb 

ihren Finanzierungsbedarf weitgehend im informellen 

Finanzbereich zu extrem hohen Kosten decken müssen. 

Handelsfirmen erhalten leichter Kredit, während Unterneh-

men aus dem Dienstleistungssektor die größten Schwierig-

keiten haben, einen Kredit zu bekommen. Beträchtliche 

Probleme für die Kleinunternehmen verursacht auch das 

unzureichend entwickelte Zahlungssystem. Vor allem die 

noch immer langwierige und unzuverlässige Zahlungsab-

wicklung führt nicht selten zu erheblichen Liquiditätseng-

pässen und hat eine wachsende Zahl von Bartergeschäf-

ten zur Folge73. 

Negative Wirkungen auf die Tätigkeit der Kleinunterneh-

men gehen zudem von der Steuergesetzgebung aus74. 

Zwar waren staatliche Unterstützungsmaßnahmen für 

Kleinunternehmen in erster Linie auf Steuervergünstigun-

gen gerichtet75. Deren Wirkung wurde aber weitgehend 

dadurch aufgehoben, daß Kleinunternehmen zahlreiche 

Abgaben in föderale und regionale Fonds zu leisten haben, 

so daß insgesamt eine steuerliche Entlastung kaum einge-

treten ist76. Zu vermuten ist jedoch auch, daß Kleinunter-

nehmen in großem Maße Steuern hinterziehen. Grundsätz-

liche Veränderungen der Steuerpolitik gegenüber Kleinun-

72 Vgl. Pierre Calmon, Ilonka Rühle, Adalbert Winkler: Russia 
Small Business Fund, Pilot Scale Operations, Interdisziplinäre 
Projekt Consult GmbH. Frankfurt am Main, Januar 1994, S. 53 ff. 

73 Die wirtschaftliche Lage Rußlands - Beschleunigte Talfahrt 
durch verschleppte Reformen. Vierter Bericht. Deutsches Institut 
für Wirtschaftsforschung, Berlin, Institut für Weltwirtschaft an der 
Universität Kiel, Institut für Wirtschaftsforschung Halle. In Wo-
chenbericht des DIW, Nr. 19/1994. Dieser Bericht wurde auch als 
Kieler Diskussionsbeiträge, Nr. 232/1994, und als IWH For-
schungsreihe 2/1994 veröffentlicht. 

74 Vgl. O soversenstvovanii nalogovoj politiki v celjach stimuliro-
vanija rossijskoj predprinimatel'stva. Moskau 1994, S. 5. 

75 Z.B. Gewinn- und Vermögensteuerbefreiungen für die ersten 
zwei Jahre; Sonderabschreibungen im ersten Geschäftsjahr von 
50 Prozent der Grundfonds; Steuerbefreiung für reinvestierte 
Gewinne. 

76 Insgesamt müssen russische Unternehmer mehr als 40 
Steuern, Abgaben, Zölle und Pflichtbeiträge für verschiedene fö-
derale und regionale Fonds entrichten. Vgl. Pierre Calmon, Ilonka 
Rühle, Adalbert Winkler: Russia Small Business Fund, Pilot Scale 
Operations, Interdisziplinäre Projekt Consult GmbH. Frankfurt am 
Main, Januar 1994, S. 45. 
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Anzahl der Kleinunternehmen 

von 1990 bis 1994 
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Quellen: Goskomstat; Schätzungen des Wirtschaftsforschungs-

institutes beim Wirtschaftsministerium (NIEI) nach Angaben 

von Goskomimurscestvo. 

ternehmen sind nicht vorgesehen. Allerdings sieht der Ge-

setzentwurf zur Unterstützung des Kleinunternehmertums 

vor, daß die steuerliche Belastung in den ersten fünf Jahren 

nach der Registrierung der Unternehmen nicht steigen 

darf77. 

Schließlich stellt sich vornehmlich für Neugründungen 

der Kauf bzw. die Pacht von Grundstücken sowie die Be-

schaffung von geeigneten Gebäuden und Produktionsstät-

ten als ein Problem dar. Außerordentlich hohe und weiter 

steigende Mieten und Pachten, das Fehlen eines funktio-

nierenden Immobilienmarktes und willkürliche Entschei-

dungen regionaler Behörden, die in der Regel Eigentümer 

des Bodens und der Gebäude sind, schaffen für Kleinun-
ternehmer nicht selten unüberwindbare Hürden 78. 

Allerdings schränkt auch die schwierige makroökonomi-

sche Gesamtsituation, insbesondere die fortdauernden 

Anspannungen in den Haushalten aller administrativen 

Ebenen, die Möglichkeiten für die staatliche Förderung der 

privaten Kleinunternehmen erheblich ein. Nach Angaben 

des Antimonopolkomitees wurden 1993 für die Investitions-

förderung in Kleinunternehmen vom Staat lediglich 7 Mrd. 

Rubel zur Verfügung gestellt. Die Vorschläge dieser Be-

hörde zu Investitionsprojekten umfaßten dagegen eine 

Summe von 700 Mrd. Rube1 79. 

Ebenso entsprechen die im Föderalen Programm für 

1994 vorgesehenen Unterstützungsmittel in Höhe von 

210 Mrd. Rubel nur etwa 0,1 vH der Gesamtausgaben des 

konsolidierten Haushalts. Die durch Kleinunternehmen 

aufgebrachten Steuereinnahmen übersteigen somit bei 

weitem die Fördermitte 180. Das bedeutet, daß der private 

Sektor auch zur Finanzierung von Staatsaufgaben oder 

der Defizite großer staatlicher Betriebe herangezogen wird. 

Die Regierung hat die Förderung des privaten Kleinun-

ternehmertums zu einem Schwerpunkt ihrer Wirtschafts-

politik erklärt81. Die Rechtsbasis dafür ist weitgehend ge-

schaffen worden 82 bzw. soll durch das in Kürze zu be-

schließende Gesetz zur Unterstützung des Kleinunterneh-

mertums verbessert werden. Um schnelle und nachhaltige 
Auswirkungen auf strukturelle Anpassungen in der Wirt-

schaft zu erreichen, wären jetzt vor allem Maßnahmen in 

drei Richtungen notwendig: 

1. Die Verwirklichung der Regierungsbeschlüsse muß in 

allen Regionen mit größerer Konsequenz durchgesetzt 

werden. Vor allem benötigen die privaten Kleinunter-

nehmer Garantien dafür, daß ihre auf dem Papier ste-

henden Rechte auch tatsächlich durchgesetzt werden 

können und die in vielen Regionen vorhandene Praxis, 

die Rechtsvorschriften willkürlich zu verändern oder zu 
interpretieren, eingedämmt wird 83. 

2. Als förderungswürdig gelten nur solche Unternehmen, 

die in den Rahmen der Struktur- und Industriepolitik der 

Regierung fallen84. Der dadurch bewirkte Ausschluß 

von anderen Fördermaßnahmen sollte aufgehoben wer-

den. 

3. Erforderlich sind schließlich eine bessere Koordinie-

rung der Tätigkeit und klarere Aufgabenabgrenzungen 

der in den letzten drei Jahren geschaffenen Institutio-

nen, die sich mit der Unterstützung des Kleinunterneh-

mertums befassen85. Wegen der diesbezüglichen Män-

gel werden die vorhandenen, ohnehin begrenzten Mög-

lichkeiten einer wirksamen Hilfe unzureichend genutzt. 

77 Vgl. Delovoj mir vom 18. bis 24.7.1994, S. 6. 

78 Vgl. Ekonomika i zizn', Nr. 25/1994, S. 1. 

79 Vgl. Ekonomika i zizn', Nr. 28/1994, S. 2. 

80 Die Moskauer privaten Kleinunternehmer z.B. zahlen von 25 
bis 30 vH der gesamten Steuereinnahmen der Stadt. Vgl. Pierre 

Calmon, Ilonka Rühle, Adalbert Winkler: Russia Small Business 
Fund, Pilot Scale Operations, Interdisziplinäre Projekt Consult 

GmbH. Frankfurt am Main, Januar 1994, S. 49. 

81 Vgl. Ekonomika i zizn', Nr. 24/1994, S. 4. 

82 Zu ihr gehören: 

- Verordnung des Ministerrates der RSFSR vom 16. Juli 1991, 
Nr. 406. 

- Erlaß des Präsidenten vom 20. November 1992, Nr. 1485. 
- Beschluß des Ministerrates vom 11. Mai 1993, Nr. 446. 
- Erlaß des Präsidenten vom 22. Dezember 1993, Nr. 2270. 

- Beschluß der Regierung vom 29. April 1994, Nr. 409. 

83 Vgl. Izvestija vom 7. August 1993, S. 8 ; Delovoj mir vom 

3. September 1993, S. 15. 

84 Solche Eingrenzungen wurden bereits im Regierungsbe-

schluß vom 11. Mai 1993 angeführt und im Föderalen Programm 

zur Unterstützung des Kleinunternehmertums vom 29. April 1994 

bestätigt. 

85 Zu ihnen gehören: 

- das Staatskomitee für Antimonopolpolitik und die Unterstüt-
zung neuer Wirtschaftsstrukturen, 

- der Fonds zur Unterstützung des Unternehmertums und 48 

regionale Unterstützungsfonds, 

- das Wirtschaftsministerium, 
- das Staatskomitee für Industriepolitik, 
- das Staatskomitee für Vermögen. 
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Zudem überbetonen sowohl das Föderale Programm 

als auch der Gesetzentwurf Rolle und Einflußnahme 

der föderalen Behörden. Die Bedeutung der regionalen 

Behörden, die in erster Linie für die Entwicklung des 

Kleinunternehmertums Verantwortung tragen, wird da-
durch eingeschränkt` 

Unternehmenskontrolle 

Großunternehmen bedürfen eines hohen Kapitaleinsat-

zes, der mit umfangreichen Risiken verbunden ist. Da Ein-

zelpersonen weder über das erforderliche Kapital verfü-

gen, noch bereit und in der Lage sind, das Unternehmens-

risiko allein zu tragen, kommt es zu einer mehr oder 

weniger breiten Streuung des Eigentums an Unterneh-

men. In der Sowjetunion stellte der Staat das erforderliche 

Kapital bereit und trug auch die damit verbundenen Risi-

ken. Im Zuge der Privatisierung trennt sich der Staat von 

beiden Aufgaben. Damit entsteht auch hier das Problem 

der Kontrolle der Eigentümer bzw. Aktionäre über das Ma-

nagement der Unternehmen. Von seiner Lösung hängt die 

Anpassung der Unternehmen entscheidend ab. 

Im Zuge der Privatisierung wurden den Beschäftigten 

der Unternehmen drei Varianten zur Auswahl angeboten. 

In 78 vH der Unternehmen wurde Variante 2 gewählt. 

Dabei gingen 51 vH der Aktien zu einem Vorzugspreis auf 

die Beschäftigten (Management und Arbeitnehmer) über, 

und zwar mit Stimmrecht. In sehr großen Unternehmen 

überstieg diese Variante, trotz des Vorzugspreises, die fi-

nanziellen Möglichkeiten der Beschäftigten. Daher wurde 

in 21 vH der Fälle Variante 1 gewählt. Sie sah die unentgelt-

liche Übergabe von 25 vH der Aktien an die Belegschaften 

vor, jedoch ohne Stimmrecht. Management und Arbeitneh-

mer können weitere 15 vH der stimmberechtigten Aktien zu 

einem Vorzugspreis erwerben. Die praktisch überhaupt 

nicht gewählte Variante 3 sah beträchtliche Vollmachten für 

das Management vor. Mit der getroffenen Auswahl wurden 

bereits entscheidende Weichen in der Frage der Unterneh-

menskontrolle gestellt. Die Konzentration auf Variante 2 

läßt erkennen, daß Management und Arbeitnehmer ge-

meinsam bemüht waren, unternehmensexterne Einflüsse 

abzuwehren und die Entscheidungsbefugnisse im Unter-

nehmen zu halten. An der Ablehnung von Variante 3 wird 

erkennbar, daß die Arbeitnehmer die eigene Position ge-

genüber dem Management stärkten. 

Die Privatisierungs-Voucher wurden zum Kauf von Antei-

len sowohl bei den unternehmensinternen Privatisierun-

gen als auch bei den nachfolgenden öffentlichen Voucher-

Auktionen verwendet. Die Regelungen bezüglich der Vou-

cher lassen das Bemühen der Regierung erkennen, zur Lö-

sung des Problems der Unternehmenskontrolle beizutra-

gen. Die Handelbarkeit der Voucher als Inhaberpapiere 

sollte die Möglichkeit zu einer Konzentration dieser Papiere 

bei strategischen Investoren eröffnen, die mit entsprechen-

den Aktienpaketen Einfluß auf die Unternehmenspolitiken 

nehmen wollen. Auch die Institution von Voucher-Invest-

mentfonds sollte, über das Ziel der Risikostreuung hinaus, 

den externen Druck auf das Management der Unterneh-

men stärken. Allerdings darf jeder einzelne Fonds nicht 

mehr als 10 vH der Anteile eines Unternehmens halten, so 

daß den Einflußmöglichkeiten Grenzen gesetzt sind. 

Über die Eigentumsverhältnisse der Unternehmen nach 

Abschluß der Voucher-Privatisierung liegen keine syste-

matischen Erkenntnisse vor. Verschiedene Umfragen las-

sen jedoch deutlich einige wichtige Trends erkennen". 

Bemerkenswert istvor allem, daß die Beschäftigten der Un-

ternehmen nach Abschluß der unternehmensinternen Pri-

vatisierung ihre Anteile in den öffentlichen Voucher-Auktio-

nen weiter aufgestockt haben; in einzelnen Unternehmen 

auf bis zu 100 vH, im Schnitt bereits zu einem frühen Zeit-

punkt auf 60 bis 70 vH. Das Gewicht der Insider (Beschäf-

tigte, ehemalige Beschäftigte und Angehörige) wurde also 

noch gestärkt. Allerdings befindet sich vor allem das Mana-

gement auf der Käuferseite. In einzelnen Unternehmen 

hielten Manager schon bald bis zu 60 vH der Anteile, im 

Schnitt 12 bis 17 vH. Dieser Trend dürfte sich bis zuletzt 

noch verstärkt haben. Die Rolle des Managements wäre 

dann noch stärker einzuschätzen, wenn Informationen zu-

treffen, nach denen vom Management eigens Finanzunter-

nehmen zum versteckten Kauf von Aktien gegründet wer-

den. Die Arbeitnehmer geben eher Anteile ab, hauptsäch-

lich an das Management der eigenen Unternehmen. 

Vereinzelt haben die Arbeitnehmer ihre Position aber auch 

stark ausgebaut. Die Anteile von unternehmensexternen 

Investoren differieren offenbar ebenfalls beträchtlich. In 

Einzelfällen betrugen sie sogar 100 vH, im Schnitt aber nur 

13 bis 19 vH. Die Umfragen ergaben keine nennenswerten 

Anteile von Ausländern; diese scheinen Beteiligungen, 

wenn überhaupt, zunächst über Voucher- Investmentfonds 

vorgenommen zu haben. Die Anteile von Voucher-Invest-

mentfonds lagen bei 1 bis 8 vH. 

Lassen diese Trends eine Lösung des Problems der 

Unternehmenskontrolle erwarten? Zunächst ist festzustel-

len, daß das Management bei schlechter Ausnutzung der 

Gewinnpotentiale eines Unternehmens nicht durch eine 

Übernahmedrohung unter Druck gesetzt werden kann, 

denn ausreichend funktionierende Aktienmärkte und die 

dazu erforderlichen Informationen überdie Lage der Unter-

nehmen existieren bis auf weiteres nicht. Die andere 

Hauptmethode zur Lösung des Effizienzproblems von 

Aktiengesellschaften, die Herausbildung von Mehrheits-

aktionären bzw. einer Koalition von Aktionären, steht 

ebenfalls vor Hindernissen. Zwar scheint das Management 

86 Vgl. Ekonomika i zizn', Nr. 25/1994, S. 1. 

87 Die nachfolgenden Ausführungen stützen sich hauptsäch-
lich auf eine interne Studie des Staatskomitees für Vermögen (Vgl. 
Lars Bergström: Corporate Governance in Newly Privatized Rus-
sian Enterprises: A Field Study. Arbeitspapier, Nr. 80/1994.Östeko-
nomiska Institutet, Stockholm) und auf weitgehend ähnliche Er-
gebnisse einer früheren Studie (Vgl. Maxim Boyko et al.: Privati-
zing Russia, Brookings Papers on Economic Activity, Nr. 2/1993). 
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der Unternehmen seine Anteile beträchtlich auszubauen, 

so daß es selbst in die Rolle von Mehrheitsaktionären hin-
einwachsen könnte. Dem stehen jedoch nach wie vor 

außerordentlich hohe Anteile der Arbeitnehmer entgegen. 
Die starke Rolle der Arbeitnehmer, wie auch des Manage-

ments, wurde mit dem Ziel herbeigeführt, die soziale Basis 

für die Unterstützung des Systemwechsels zu verbreitern. 

Dies scheint erfolgreich gewesen zu sein, jedoch nur um 

den Preis von Eigentumsstrukturen, die möglicherweise 

die Bereitschaft zum Strukturwandel in den Unternehmen 
verringern. Allerdings sind diese Eigentumsstrukturen 

nicht festgeschrieben. Beschäftigung und Beteiligung sind 

nicht unlösbar miteinander verknüpft, so daß alle Wege für 

eine Änderung der Eigentumsstrukturen offen sind. Die 

nach einer verbreiteten Meinung niedrige Bewertung der 

Unternehmen, die sich zunächst am niedrigen Kurs der 

Voucher und dann am niedrigen Kurs der Unternehmens-

aktien zeigte, reflektiert auch die Einschätzung von poten-
tiellen Investoren, daß bei den gegebenen Machtverhält-

nissen die Unternehmenserträge praktisch ausschließlich 

für Löhne und Gehälter sowie Steuerabführungen an den 
Staat verwendet werden, nichtjedoch für die Bereitstellung 

von Kapital. Unternehmensexterne Investoren befinden 

sich im Augenblick meist in einer sehr schwachen Position. 

Sie können sich nicht gegen das Management und noch 
weniger gegen die Koalition aus Management und Arbeit-

nehmern durchsetzen. 

Alle Anzeichen deuten darauf hin, daß der bisherige Ver-

lauf der Privatisierung vor allem zu einer Stärkung der Posi-

tionen des Management und der Arbeitnehmer geführt hat. 

Den Arbeitnehmern wurden auf den ersten Blick die größ-
ten Zugeständnisse gemacht. Die ebenfalls sehr großen 

Zugeständnisse an das Management werden in den Zah-

len nur unzureichend deutlich. Die fehlenden Möglichkei-

ten unternehmensexterner Investoren (Investmentfonds, 

Einzelaktionäre) erweitern die Machtspielräume des Ma-

nagements. Der Rückzug des Staates aus seiner Eigentü-

merrolle tut ein übriges88. Die bisher dominierende Rolle 

von Management und Arbeitnehmern hat Auswirkungen 

auf die verschiedenen Dimensionen der Anpassung auf 

Unternehmensebene und bestimmt zugleich den weiteren 

Verlauf der Privatisierungspolitik. 

Finanzierung 

Die Finanzierungsspielräume der Unternehmen wurden 
seit Herbst des vergangenen Jahres durch verschiedene 
Maßnahmen weiter eingeengt. Zu der Kürzung der Sub-

ventionszahlungen aus den öffentlichen Haushalten kam 

die Kürzung von Vorzugskrediten, die von der Zentralbank 

über die Geschäftsbanken zu negativen Realzinsen an die 

Unternehmen ausgereicht wurden. Die Unternehmen rea-

gierten ihrerseits mit der Kürzung bzw. Einstellung von 
Zahlungen an den Staat, an Lieferanten, an die eigenen 

Beschäftigten und an Aktionäre. Entsprechend kam es zu 

einem starken Anstieg der Rückstände bei der Steuerent-

richtung, zu einer beschleunigten Ausweitung der zwi-

schenbetrieblichen Verschuldung, zu mehrmonatigen Ver-

zögerungen bei den Lohnzahlungen und zum praktisch 

völligen Ausbleiben von Dividendenausschüttungen an 

Aktionäre89. Die genaue Bestimmung der Finanzlage der 

Unternehmen ist allerdings nicht zuletzt deshalb schwie-
rig, weil die Unternehmen größtes Interesse daran haben, 

keinerlei relevante Informationen publik werden zu lassen. 

Gerade aus diesem Grund werden staatlicherseits ver-

mehrt Anstrengungen unternommen, mit Zwangsmitteln 

Einblick in die wahre Finanzlage der Unternehmen zu be-

kommen. Die Haltung von Konten bei mehreren Banken 

soll verhindert, bekannte Konten sollen offengelegt wer-

den. Die Instransparenz der Finanzlage der Unternehmen 

erschwert zugleich die Kreditvergabe90, denn es ist für die 

externen Banken praktisch unmöglich, sich ein Bild von 

der Kreditwürdigkeit der Unternehmen zu machen. Dieses 

Problem erschwert auch den Einstieg vor allem ausländi-

scherinvestoren. 

Angesichts dieser Situation ist zu fragen, woher die Mit-

tel für Investitionen kommen sollen. Der bisherige Verlauf 
der Privatisierung hat die Kontrolle über die Unternehmen 

in die Hände des Managements und der Belegschaft ge-

legt, die beide entweder nicht über die Mittel verfügen, um 
die nötigen Investitionen zu tätigen, oder nicht bereit sind, 

die Personalkosten in einem Umfang einzuschränken, der 

Spielräume für Investitionen eröffnen würde. Unter diesen 

Umständen muß zusätzliches Kapital von außen in die Un-
ternehmen gebracht werden. Bankkredite kommen derzeit 

aus mindestens zwei Gründen nur sehr eingeschränkt in 

Frage. Zum einen sind die Inflationsraten trotz des Rück-

gangs der letzten Zeit nach wie vor zu hoch, um für die 
Marktteilnehmer die Vergabe bzw. Aufnahme langfristiger 

Investitionskredite zu einem kalkulierbaren Risiko zu ma-
chen. Zum anderen ist die Frage der Stellung von Sicher-

heiten für Kredite immer noch nicht zufriedenstellend ge-

löst. Das in der Diskussion befindliche Konkursrecht91 

sieht vor, daß nicht die Gläubiger, sondern der Staat (in Ge-

stalt der neu geschaffenen Insolvenzagentur) Zugriff auf 
die Vermögenswerte insolventer Schuldner haben soll. 

Unter diesen Umständen ist mit der Vergabe von nicht 

durch den Staat garantierten Krediten kaum zu rechnen. 

88 Allerdings ist anzumerken, daß der Staat zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch beträchtliche Unternehmensanteile hält, die 
durchaus im Sinne einer wieder stärkeren Einflußnahme auf das 
Unternehmensgeschehen aktivierbar sind. An diese Möglichkeit 
knüpfen Reformgegner einige Hoffnungen. Auch dort, wo der 
Staat sich völlig von seinen Anteilen trennt, soll er eine „Goldene 
Aktie" behalten, die ein Vetorecht bei wichtigen Unternehmens-
entscheidungen vorsieht. 

89 Die verschlechterte Liquiditätslage der Unternehmen wird 
auch in Unternehmensbefragungen bestätigt. Vgl. Voprosy ekono-
miki, Nr. 8/1994, S. 46 ff. 

90 Vgl. Voprosy ekonomiki, Nr. 8/1994, S. 51 ff. 

91 Ein Konkursgesetz trat zwar offiziell im März 1993 in Kraft, 
kam aber praktisch nicht zur Anwendung. 
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Der Gang an den Kapitalmarkt ist für die Unternehmen 

ebenfalls nicht praktikabel. Da zudem noch die Informatio-

nen über die finanzielle Lage der Unternehmen zu wün-

schen übriglassen, wird der Kauf von Anleihen zu einem 

unkalkulierbaren Risiko. 

Die Heranziehung von „strategischen Investoren" bietet 

sich unter diesen Umständen als Ausweg an. In der Tat 
sehen die Pläne der Regierung vor, daß nach erfolgtem Ab-

schluß der unentgeltlichen Privatisierung in der nunmehr 

anstehenden „ Privatisierungsphase II" der Verkauf von 
Unternehmensanteilen an die Meistbietenden erfolgen 

soll 92. Die Besonderheit besteht darin, daß 51 vH des Ver-

kaufserlöses im jeweiligen Unternehmen verbleiben sol-

len, um so den Unternehmen frische Finanzmittel für Inve-
stitionen zuzuführen. Ein Erfolg dieser neuen Regelung 

wird durch zwei Hindernisse in Frage gestellt: Zunächst 

können vor allem solche Aktienkäufer, die bereits die Kon-
trolle in einem Unternehmen innehaben, davon ausgehen, 

daß jene im Unternehmen verbleibenden 51 vH des Kauf-
preises auch tatsächlich in ihrem Sinne verwendet werden. 

Denn solche Käuferzahlen die 51 vH quasi „an sich selbst" 

und nur die verbleibenden 49 vH an den Verkäufer, den 

Staat. Für unternehmensexterne Investoren dagegen sind 

zunächst einmal beide Teile des Kaufpreises verloren. Die-

ses Problem ließe sich dann überwinden, wenn für ein-

zelne Investoren Aktienkäufe in einem Umfang möglich 

wären, der zugleich die Kontrolle im Unternehmen sichert. 

Dem steht aber ein zweites Hindernis im Wege: In der über-

wiegenden Zahl der bereits (entsprechend Variante 1 bis 3 
und nachfolgenden Voucher-Auktionen) teilprivatisierten 

Unternehmen erlaubt der Erwerb der restlichen Staatsan-
teile nicht zugleich die Übernahme der Unternehmenskon-

trolle. Die dominierende Rolle von Management und Ar-

beitnehmern kann dadurch nicht beseitigt werden. Nur in 

den vergleichsweise wenigen, noch nicht (teil-) privatisier-

ten Unternehmen könnten Erwerber „auf einen Schlag" zu 

Mehrheiten kommen. Für die Mehrzahl der Unternehmen 

dagegen bedürfte es der Bereitschaft von Management 

und Arbeitnehmern, Aktienanteile abzugeben. Genau die-

ses versucht vor allem das Management nach Kräften zu 

verhindern, d.h. man will sich nicht den einmal erreichten 

Grad der Kontrolle in den Unternehmen entwinden lassen. 
Wenn das Management überhaupt bereit ist, außenste-

hende Investoren zu akzeptieren, so nur in Gestalt „ be-
freundeter" Unternehmen (vorzugsweise eigene Lieferan-

ten und Abnehmer). Die geschilderte Konstellation läßt es 

daher unwahrscheinlich erscheinen, daß den Unterneh-

men die Mittel für größere Investitionen von außen in der er-

forderlichen Weise und im erforderlichen Umfang zuge-

führt werden. 

Einige Hoffnung wird auf das Instrument der regionalen 

Privatisierungsfonds gesetzt, die mit Hartwährung ausge-

stattet sind und Beteiligungen an Unternehmen erwerben 

sollen 93» Mit dieser Konstruktion sind zwei Probleme ver-

bunden. Zum einen sollen von den Fonds in der Regel nur 

Minderheitsbeteiligungen eingegangen werden, d.h. die 

Tabelle 16 
Ausländische Direktinvestitionen 

Stand: 30.6.1994 

Anzahl der Unternehmen 
in ausländischem (Teil-) Besitz 

Bestand an ausländischen Investitionen in Mrd. US-$ 

Anteil der ausländischen Investitionen an den 
Gesamtinvestitionen in vH 

Anteil der ausländischen Investitionen am BIP in vH 

Ausländische Investitionen pro Einwohner in US-$ 

Anteil der Beschäftigten in ausländischen 
Unternehmen an der Gesamtbeschäftigung 

14 000 

2,9 

1,5 

0,2 

20,0 

0,5 

Quel/en:Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. 
Moskau 1994; Osnovnye pokazateli social'no-eko-
nomiceskogo razvitija i choda ekonomiceskoj 
reformy v Rossijskoj Federacii za 1 kvartal 1994 
goda. Moskau 1994; Berechnungen der Institute und 
Nachrichten für den Außenhandel vom 22.2.1994. 

Kontrolle über die Unternehmen verbleibt wiederum beim 

bestehenden Management. Damit steigt die Gefahr einer 

Verwendung der zugeführten Mittel für kurzfristige Zwecke 

zu Lasten langfristiger Investitionen. Zum anderen nimmt 

mit den Privatisierungsfonds, die sich letztlich in staatli-
chem Eigentum befinden, auch wieder der staatliche Ein-

fluß auf die Unternehmen zu. Dies widerspricht aber dem 

eigentlichen Zweck der ganzen Privatisierungspolitik, ist 

also insofern nicht transformationskonform. 

Die geschilderten Probleme schließen die Möglichkeit 

effizienzsteigernder Maßnahmen in den Unternehmen 

nicht zwangsläufig aus, wie z.B. Änderungen in der Lager-

haltungs-, Sortiments- und Absatzpolitik. Insgesamt steht 

jedoch weiterhin die Aufgabe an, die Kontrolle in den Unter-

nehmen verstärkt in solche privaten Hände zu überführen, 

von denen frische Mittel zur Finanzierung langfristiger In-

vestitionen zu erwarten sind. Ein wichtiger Aspekt der Lö-

sung dieser Aufgabe besteht in der Schaffung der erforder-

lichen Voraussetzungen für eine stärkere Rolle der Ban-

ken, d.h. in der weiteren Stabilisierung des Preisniveaus 

und in der Schaffung ausreichender Sicherheiten für Bank-
kredite und der Möglichkeit des Zugriffs von Gläubigern auf 

diese Sicherheiten. 

Unternehmen in ausländischem (Teil -) Eigentum 

Nach Jahrzehnten wurden 1987 ausländische Direktin-

vestitionen wieder zugelassen. Ausländische Unterneh-

men gelten seither formal als juristische Personen russi-

schen Rechts und genießen damit den vollen rechtlichen 

92 Vgl. Sobranie zakonodatel'stva, Nr. 13/1994, S. 1 976 ff. 

93 Die Mittel sollen z.B. aus dem mit 3 Mrd. US-$ ausgestatteten 
Programm der G-7 zur Privatisierungsunterstützung kommen. 
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Schutz, etwa vor Enteignung. Es ist ihnen gestattet, sich in 

allen Geschäftsbereichen, die nicht der staatlichen Mono-

polgesetzgebung unterliegen, wie die Atom- und Rüstungs-

industrie, wirtschaftlich zu betätigen. Für die Erschließung 

und den Abbau von Rohstoffen werden Konzessionen ver-

geben; Banken, Versicherungen und Börsen unterliegen 

der Lizenzpflicht. Investitionen können in Form von Neu-

gründungen von Gemeinschaftsunternehmen oder Toch-

tergesellschaften, durch Erwerb bereits bestehender Un-

ternehmen und dem dazugehörigen Grund und Boden ge-
tätigt werden. Daneben ist auch der Erwerb von 

Unternehmensanteilen, Wertpapieren, Nutzungsrechten 

an Grund und Boden sowie von Bodenschätzen gestat-

tet94. Unter diesen formal-rechtlichen Bedingungen und 

angesichts der Marktgröße und der reichen Ausstattung 

mit natürlichen Rohstoffen bietet Rußland ein beachtliches 

Potential für ausländische Investoren. Das seit 1987 akku-

mulierte Volumen ausländischer Direktinvestitionen von 

etwa 2,9 Mrd. US-$ (vgl. Tabelle 16) zeigt allerdings, daß die 

Russische Föderation im Vergleich zu anderen osteuropäi-

schen Transformationsländern als Investitionsstandort bis-

lang als wenig attraktiv eingeschätzt worden ist15 

Der Anteil des ausländischen Kapitals am Grundkapital 

der 14 000 Unternehmen liegt bei durchschnittlich 

45 vH 96. Die meisten Unternehmen mit ausländischer Be-

teiligung befinden sich im Besitz von Investoren aus den 

USA, Deutschland, China und Finnland (vgl. Tabelle 17). 

Der Beitrag der ausländischen Unternehmen zum BIP 

belief sich 1993 auf etwa 2,5 vH, und der Anteil an der Ge-

Tabelle 17 

Gemeinschaftsunternehmen nach Herkunftsländern 
Stand: 30.5.1993 

Anzahl Anteil in vH 

USA 

Deutschland 

China 

Finnland 

Großbritannien 

Polen 

Italien 

Österreich 

Japan 

Schweiz 

Bulgarien 

Ungarn 

Sonstige 

Gesamt 

1 177 

922 

527 

518 

399 

362 

355 

316 

247 

233 

196 

150 

etwa 2 588 

etwa 8 260 

13,8 

12,4 

6,6 

6,5 

5,0 

4,5 

4,4 

4,0 

3,1 

2,9 

2,5 

1,9 

32,4 

100,0 

Quelle: Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii 1993 g. 
Moskau 1994. S. 126 ff. 

samtbeschäftigtenzahl betrug 0,5 vH. Die Arbeitsprodukti-

vität in diesen Unternehmen wurde im Vergleich zu ent-

sprechenden inländischen Betrieben allerdings nur auf 
das 1,5- bis 2-fache geschätzt97. Das Exportvolumen von 

Unternehmen mit ausländischer Beteiligung erscheint mit 

über 3,3 Mrd. US-$ in 1993 (etwa 8 vH des Gesamtexpor-
tes) als vergleichsweise hoch 96. Der größte Anteil der Aus-

fuhren ging nach Deutschland (15,9 vH), gefolgt von Japan 

(8,4 vH), Großbritannien (7,9 vH) und Polen (6,5 vH)99. Der 

Anteil des Exports ausländischer Unternehmen in die ein-
zelnen Länder liegt deutlich über dem Anteil des Gesamt-

exports in diese Länder100. Dies kann als ein Indiz dafür 

gewertetwerden, daß ausländische Unternehmen weniger 
für den russischen Markt produzieren, sondern vielmehr 

den Produktionsstandort Rußland als verlängerte Werk-
bank für den jeweils eigenen Markt nutzen. 

Die Tätigkeit ausländischer Unternehmen erstreckt sich 
inzwischen auf nahezu alle Wirtschaftszweige (vgl. Tabelle 

18). Dienstleistungsunternehmen machen dabei aufgrund 

des geringen Investitionsbedarfs mehr als ein Drittel der 

Unternehmen aus. Aufgrund der guten Exportmöglichkei-

ten ist auch die Rohstofförderung für Auslandsinvestitio-

nen vergleichsweise interessant. Investitionen in die Güter-

produktion erscheinen dagegen — mit Ausnahme des Ma-

schinenbaus — wegen des hohen Investitionsbedarfs und 

der Konkurrenz durch billige Importe als relativ unattraktiv. 

94 Die rechtlichen Grundlagen für Aktivitäten ausländischer 
Unternehmen finden sich im einzelnen in: Gesetz der RSFSRvom 
26. Juni 1991 über die Investitionstätigkeit in der RSFSR; Gesetz 
der RSFSR vom 4. Juli 1991 über Auslandsinvestitionen in der 
RSFSR; Verfügung der Regierung vom 20. Mai 1992 zur staatli-
chen Registrierung von Unternehmen mit ausländischer Beteili-
gung; Gesetz vom 9. Oktober 1992 zu Devisenbestimmungen und 
-kontrolle; Regierungsbeschlüsse Nr. 470 (4. Juli 1992) und Nr. 790 
(14. Oktober 1992) über die Territorien mit reglementiertem Zutritt 
für Ausländer; Regierungsbeschluß Nr. 715 (23. Juli 1993) zur Defi-
nition der Eigenproduktion bei Erzeugnissen für den Export bei 
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung; Erlaß des Präsiden-
ten vom 25. Mai 1992 über den Verkauf von Grundstücken an Bür-
ger undjuristische Personen im Rahmen der Privatisierung staatli-
cher Unternehmen; Erlaß des Präsidenten Nr. 1 466 (27. Septem-
ber 1993) zur Vervollkommnung der Arbeit mit ausländischen 
Investoren; Erlaß des Präsidenten vom 23. Dezember 1993 zur 
Frage der Aufteilung von Erzeugnissen bei Nutzung von Boden-
schätzen; Erlasse des Präsidenten Nr. 2 270 (22. Dezember 1993) 
und Nr. 2 292 (24. Dezember 1993) über die Veränderungen in der 
Steuergesetzgebung. 

95 Ungarn attrahierte 1993 etwa dreimal, China etwa zehnmal 
mehr Direktinvesititionen als Rußland; vgl. Foreign Trade Moskau, 
Nr. 9-10/1993, S. 13 f. 

96 Vgl. Presseschau Ostwirtschaft, Nr. 5/1994, S. 57. Ost- und 
Südosteuropa-Institut, Wien. 

97 Vgl. Finanzen und Wirtschaft, Nr. 1/1994, S. 5. 

98 Etwa 10 vH der Gesamtimporte waren für ausländische Un-
ternehmen bestimmt. 

99 Vgl. Presseschau Ostwirtschaft, Nr. 5/1994, S. 58. 

100 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-ijul' 
1994 g. Moskau 1994. 
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Tabelle 18 

Ausländische Investitionen nach Wirtschaftszweigen 
Stand: 30.3.1994 

Anteil 
in vH 

Investitionen 
in Mill. US-$ 

Erdölindustrie 

Eisenmetallurgie 

Nichteisenmetallurgie 

Chemische / Petrochemische 
Industrie 

Metallverarbeitung / Maschinenbau 

Holzverarbeitung / Papier 

Baumaterialien 

Leichtindustrie 

Lebensmittelindustrie 

Sonstige Industrie 

Bauwirtschaft 

Transport und Kommunikation 

Land- und Forstwirtschaft 

Handel und Gastronomie 

Sonstige Dienstleistungen 

Gesamt 

16,2 

0,2 

1,6 

1,1 

21,6 

5,2 

3,9 

1,2 

2,5 

5,8 

5,6 

2,5 

2,0 

13,4 

17,2 

100,0 

466,9 

5,8 

46,1 

31,7 

622,5 

149,9 

112,4 

34,6 

72,1 

167,2 

161,4 

72,1 

57,6 

386,2 

495,7 

2 882,2 

Quelle: Deutsche Bank Research. Osteuropa-Themen, Nr. 
112, Juli 1994, S. 4. 

Der Umfang der getätigten Neuinvestitionen blieb auch 

im ersten Halbjahr 1994 gering (vgl. Tabelle 19); etwa 50 vH 

der insgesamt investierten 285 Mill. US-$ flossen in Erwei-

terungsinvestitionen bereits bestehender ausländischer 

Unternehmen. Dabei gelangten 42 vH des gesamten Inve-

stitionsvolumens in die Brennstoffindustrie und 12 vH in 

Handels- und Gastronomiebetriebe 101. 

Die regionale Verteilung der ausländischen Unterneh-

men ist von den Metropolen Moskau 102 und St. Petersburg 

geprägt, in denen sich zusammen mehr als die Hälfte der 

ausländischen (Gemeinschafts-)Unternehmen befindet; 

allein im Großraum Moskau erreichte das Investitionsvolu-

men im ersten Quartal 1994 etwa ein Drittel der gesamten 
ausländischen Investitionen 103 

Tabelle 19 

Auffällig ist, daß der Anteil der Unternehmen, die voll-

ständig in ausländischem Besitz sind, von 19 vH im Jahre 

1992 auf 40 vH im Jahre 1993 gestiegen iSt 104, d.h. auslän-

dische Investoren ziehen immer häufiger die Neugrün-

dung von Tochtergesellschaften gegenüber Gemein-

schaftsunternehmen vor. Eine Vielzahl der ausländischen 

Investitionen beschränkt sich derzeit zudem auf die Ein-

richtung einer Vertretung, um zumindestens frühzeitig auf 

einem potentiell prosperierenden Markt präsent zu sein. 

Kapitalintensive Investitionen werden dagegen bislang 

kaum getätigt. Angesichts dieser Entwicklung und der Tat-

sache, daß trotz der stetig zunehmenden Gesamtzahl an 

Unternehmen in ausländischem (Teil-) Besitz der Investi-

tionsumfang im Verhältnis zu der Größe und dem Potential 

des Landes immer noch gering ist105, stellt sich die Frage 

nach den Investitionshemmnissen, die ein langfristiges 

Engagement ausländischer Investoren bisher weitgehend 

verhinderten. 

Während wichtige Investitionsbedingungen wie die Aus-

stattung mit natürlichen Ressourcen, ein relativ guter Bil-

dungsstand der Bevölkerung und ein verhältnismäßig nie-
driges Lohnniveau erfüllt sind, mangelt es insbesondere 

an einer verläßlichen Wirtschaftspolitik, an konsistenten 

rechtlichen Rahmenbedingungen, an Kontinuität der Steu-

ergesetzgebung sowie an einer ausgebauten Infrastruktur. 

Nur wenn diese Mängel beseitigt werden und die Regie-

rung die seit Beginn des Transformationsprozesses ge-

führte Politik der ad-hoc Entscheidungen, die ausländi-

schen Anlegern keine langfristige Planung erlaubt, durch 

101 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-
ijun' 1994 g. Moskau 1994, S. 54. 

102 Anfang 1994 befand sich knapp die Hälfte (etwa 430) aller 
deutschen Unternehmen in Moskau; vgl. Tagesspiegel vom 26. 
März 1994. 

103 Vgl. Social'no-ekonomiceskoe polozenie Rossii, janvar'-
ijun' 1994 g. Moskau 1994, S. 57 und Izvestija vom 9. Juni 1994. 

104 Vgl. Nachrichten für Außenhandel vom 22. Februar 1994 
und Financial Times vom 2. Dezember 1993. 

105 1993 verfügten nur 0,4 vH der Unternehmen in ausländi-
schem (Teil-) Besitz über ein Grundkapital von mehr als 100 Mill. 
Rubel (etwa 150 000 US-$). 76 vH der Unternehmen waren Klein-
stunternehmen mit einem Eigenkapital von weniger als 1 Mill. 
Rubel (etwa 1 500 US-$). Vgl. Wirtschaft und Recht in Osteuropa, 
Nr. 9/1993, S. 323. 

Anzahl der ausländischen Unternehmen und Investitionsvolumen 1991 bis 1994 

1991 1992 1993 19941) 

Anzahl der Unternehmen in ausländischem (Teil-)Besitz 

Investitionsvolumen in Mrd. US-$ 

1 824 6 300 

0,1 1,6 

11 700 14 000 

2,0 0,3 

1) 1. Halbjahr 1994. 

Quellen: Russian Economic Trends lfd. Ausgaben;Osteuropa-Themen, Nr. 112, Juli 1994 S. 15; Social'no-ekonomiceskoe poloze-
nie Rossii, janvar'-ijun' 1994 g. Moskau 1994, S. 56 f. 
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eine verläßliche und transparente Wirtschaftspolitik er-
setzt, können die Chancen für ein langfristigeres Engage-

ment ausländischer Investoren verbessert werden. Auf-

grund derbisherigen schlechten Erfahrungen ist allerdings 

auch bei einer Verstetigung der Wirtschaftspolitik erst mit-

telfristig mit einer signifikanten Erhöhung des Volumens 

ausländischer Direktinvestitionen zu rechnen. 

Einzelaspekte 

der Anpassung auf Unternehmensebene 

Management und Beschäftigung 

Russische Staatsbetriebe gingen mit einem Beschäfti-

gungs-, einem Anreiz- und einem Managementproblem in 

die Transformation: In der Sowjetunion waren ineffiziente 

Beschäftigung und eine hohe Fluktuationsrate typisch. Die 

Lohnsysteme galten unionsweit und ließen keine leistungs-

abhängige Lohndifferenzierung zu. Schließlich strebte das 

Management nach Planerfüllung. Die russische Regie-

rung versucht nun, die Flexibilität der Beschäftigung und 

der Lohnfindung durch entsprechende Gesetze bzw. Dere-

gulierungen zu erhöhen. Allerdings ist durch Teilreformen 

eine erhebliche Rechtsunsicherheit entstanden, insbeson-

dere bei Kündigungen: Einerseits ermöglichen das Kon-

kursgesetz von 1993 und das Unternehmensgesetz von 

1990 dem Management betriebsbedingte Beschäftigungs-

anpassungen. Das Arbeitsgesetzbuch garantiert anderer-
seits jedem Beschäftigten seine Stelle, sofern er drei Mo-

nate im Unternehmen beschäftigt war106 

Nicht zuletzt aufgrund dieser Rechtsunsicherheit haben 

russische Unternehmen nur zögerlich Beschäftigungsan-

passungen vorgenommen. Das gilt gleichermaßen für 

staatliche und für gemischte Unternehmen 107. Nur wenige 

Unternehmen haben ihre finanzielle Situation durch einen 

starken Beschäftigungsabbau verbessert108. Nach wie vor 

sieht das Management in den meisten Betrieben überzäh-

lige Arbeitskräfte offenbar nicht als das vorrangige Perso-

nalproblem an. Zumindest in der ersten Phase der Trans-

formation 1992/93 waren aus Sicht der Manager eine hohe 

Fluktuation und ein Mangel an qualifizierten Fachkräften 
viel brennendere Probleme 109. Seit Anfang 1994 dürfte 

aber eine Beschleunigung des Beschäftigungsabbaus ein-

getreten sein10; gleichwohl entspricht der Beschäfti-

gungsrückgang noch keinesfalls dem Produktionsrück-

gang. Die notwendige Sanierung der Unternehmen ist des-

halb durch Beschäftigungsüberhänge belastet, die sogar 

noch größer als in der planwirtschaftlichen Ära sind. Die ge-

ringe Bereitschaft des Managements, Beschäftigungsan-

passungen vorzunehmen, hat offenbar folgende Ur-
sachen' 11: 

— Manager sehen den Produktionsrückgang vor allem als 

Effekt des Ausfalls von Nachfrage und Kaufkraft und 

nicht von Strukturveränderungen in der Wirtschaft. Sie 

warten darauf, daß die Nachfrage wieder steigt und ver-

suchen, ihren Belegschaftsstand zu halten. 

— Das Management von Staatsbetrieben scheut vor Mas-

senentlassungen, die zu sozialen Problemen führen, 

zurück, weil es kein funktionierendes soziales Netz 

gibt. Dieser Sachverhalt scheint vor allem für die Textil-

industrie zu gelten, die einen überdurchschnittlich 

hohen Anteil von Frauenbeschäftigung und insbeson-
dere von alleinerziehenden Müttern aufweist. 

— Die Privatisierung hat bisher zu keiner klaren Kontrolle 

des Managements geführt 112 

— Manager sehen ihre Unternehmen nicht als Produk-

tionseinheiten an, die Gewinne erwirtschaften sollen, 

sondern als gesellschaftliche Einrichtungen. Ein Merk-

mal dessen sind kostspielige Sozialprogramme, dievon 
den alten Staatsunternehmen übernommen wurden. 

— Der Großteil der Manager stammt aus der sowjetischen 

Ära, in der vor allem eine technisch orientierte Ausbil-

dung maßgeblich für die Besetzung von Leitungsposi-

tionen war. Betriebswirtschaftlich qualifiziertes Perso-

nal steht heute in ausreichendem Umfange weder für 

die erste, noch für die zweite Führungsebene zur Ver-

fügung. 

Damit werden die Qualifikationen des Managements zu 

einem zentralen Problem des realwirtschaftlichen Anpas-

sungsprozesses, das nur durch entsprechende Lernpro-

zesse zu mildern ist. Diese müssen allerdings durch här-

tere Budgetrestriktionen und eine Privatisierung, die dem 

Management sowohl mehr Rechte gegenüber den Beleg-

schaften verleiht, als auch mehr Verantwortung gegenüber 

den Eigentümern schafft, initiiert werden. 

106 Ein entsprechendes Urteil eines Moskauer Gerichts vom 
Mai 1994 hat deshalb Unruhe insbesondere unter ausländischen 
Managern ausgelöst, da der Rechtsfall ein Unternehmen mit aus-
ländischer Kapitalbeteiligung betraf. Vgl. The Wall Street Journal 
Europe vom 9. Mai 1994, S. 4. 

107 Falls nicht anders erwähnt, basieren die Ausführungen die-
ses Abschnitts auf zwei Untersuchungen des Expert Institute: 
Russian Enterprises — the adaptation process. Moskau, Februar 
1994 und Russia's Textile Industry: Is there any chance for survi-
ving. Moskau, Juni 1994. 

108 1992/93 haben zwar 93 vH aller befragten Unternehmen Be-
schäftigung abgebaut. Aber nur ein Fünftel der finanzstarken Un-
ternehmen hatte mehr als die Hälfte der Beschäftigung abgebaut. 
In Unternehmen, die sich in einer Finanzkrise befanden, hatten 
nur 6 vH der Unternehmen mehr als die Hälfte der Beschäftigten 
abgebaut. Vgl. Russian Enterprises ..., a.a.O., Februar 1994, S. 25. 

109 Nach Unternehmensbefragungen wurde das Problem „ Be-
schäftigungsüberhang" nur von 6 bis 17 vH der Manager ge-
nannt, „ Fluktuation" und „ Mangel an Spezialisten" dagegen von 
bis zu 40 vH. Vgl. Russian Enterprises ..., a.a.O., Februar 1994 und 
Russia's Textile Industry ..., a.a.O., Juni 1994. 

110 Danach wuchs die Zahl der durchschnittlich arbeitslos ge-
meldeten Personen in den ersten fünf Monaten um 65 000 pro 
Monat, während es im Vorjahr durchschnittlich nur 22 000 pro 
Monat waren. 

111 Vgl. Russian Enterprises ..., a.a.O., February 1994 and 
Russia's Textil-Industry ..., a.a.O., June 1994. 

112 Das Management agiert weitgehend selbständig. In seinem 
Bewegungsspielraum wird es dabei durch die Arbeitnehmer ein-
geschränkt, und zwar vor allem dort, wo diese die Aktienmehrheit 
besitzen. 
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Das Management der staatlichen und (teil-) privatisierten 

Betriebe scheint eher die Arbeitszeiten zu verkürzen (Ein-

führung der 4- oder gar 2-Tage-Woche, bezahlter und unbe-

zahlter Urlaub) und eine Senkung der Lohnkosten anzu-

streben, als Arbeitskräfte zu entlassen. Die Reduzierung 

der relativen Lohnkostenbelastung ist z.B. über eine Erhö-

hung der Industrieabgabepreise möglich. Wenn dieser 

Weg nicht zur Verfügung steht, kann das Nominallohn-

wachstum beschränkt werden. Nach russischen 

Angaben 113 nutzen die Direktoren der Unternehmen ihre 

neuen Freiheiten14, um Löhne und betriebliche Lohn-

strukturen den finanziellen Erfordernissen anzupassen. Im 

Ergebnis beider Strategien scheint sich tatsächlich eine 

rückläufige relative Lohnkostenbelastung abzuzeichnen. 

Gleichzeitig ist in vielen Unternehmen zu beobachten, 

daß Gewinne an die Arbeiter ausgezahlt werden anstelle 

von Lohnerhöhungen. Damit umgehen die Unternehmen 

offenbar die Steuer, die auf Lohnzahlungen erhoben wird, 

die den Mindestlohn (derzeit um das Sechsfache) über-

schreiten. Arbeitszeitvariationen und Lohnbeschränkun-

gen sichern den Unternehmen zwar kurzfristig das Überle-

ben, verschleppen aber die notwendigen innerbetriebli-

chen Anpassungen, d. h. Veränderungen der 

Produktpalette, Verbesserungen der Arbeitsproduktivität 

und technologischen Fortschritt. Dabei verschlechtert sich 

ständig das Anpassungspotential der Betriebe. Insbeson-

dere die nach wie vor hohe Fluktuation weist darauf hin, 

daß die Löhne derzeit für qualifiziertes Personal keinen An-

reiz darstellen, in staatlichen und gemischten Unterneh-

men zu bleiben. Die Abwanderung fördert den privaten 

Sektor, der höhere Löhne zu zahlen imstande ist. 

Produktionssortiment, Absatz und Lagerhaltung 

Wenn die Beschäftigung nicht angepaßt werden soll, 

bleibt die Möglichkeit von Sortimentsveränderungen, um 

das Überleben des Unternehmens zu sichern. Dazu müßte 

die Produktion jener Erzeugnisse gesteigert bzw. aufge-

nommen werden, die höhere Gewinne versprechen. Die 

starkevertikale Integration der russischen Industrie, bei der 

Unternehmen auch einen Großteil ihrer Vorprodukte, Anla-

gen und Ersatzteile selbst produzieren, bietet grundsätz-

lich Ansatzpunkte. Aber auch diesen Weg ist bisher nur 

eine Minderheit von staatlichen und privatisierten Unter-

nehmen gegangen. Dabei macht es offenbar keinen Unter-

schied, ob Unternehmen konkursreif oder finanziell ge-

sund sind"': Fehlende Mittel zur Finanzierung vielver-

sprechender Produktinnovationen sind offenbar nicht 

ausschlaggebend für mangelnde Sortimentsveränderun-

gen. Entscheidend ist eher, daß die Manager bisher den 

Absatzrückgang als nachfrageverursacht interpretieren 

und nicht als Ergebnis ihres unbefriedigenden Angebots— 

eine Haltung, die bis in die unmittelbare Vergangenheit von 

der Politik billiger Kredite gefördert worden ist. Erfolgreiche 

Sortimentsumstellungen erfordern im übrigen gründliche 

Marktstudien und die Akquisition von Kunden. Eine Reihe 

von Unternehmen, insbesondere im Rüstungssektor, hat 

offenbar mit erheblichem Aufwand neue Produkte ent-

wickelt, ohne entsprechende Marktstudien durchgeführt 

zu haben. Die Akquisition von neuen Kunden wird in vielen 

Fällen auch durch Preisdiskriminierung gegenüber neuen 

Kunden erschwert. 

Immerhin haben finanziell erfolgreiche Unternehmen in 

hohem Maße versucht, neue Abnehmer für ihre bisher an-

gebotenen Produkte zu finden. Damit verbundene Pro-

bleme bestehen häufig darin, daß die bisherigen Absatzka-

näle nicht mehr zur Verfügung stehen, neue Absatzwege 

nur mit entsprechendem Investitionsaufwand geschaffen 

werden können und Marktzutrittsbeschränkungen durch 

die örtlichen und regionalen Behörden oder durch die Re-

gierungen anderer Nachfolgestaaten der Sowjetunion 

errichtet werden. Direktverkäufe an Abnehmer und Barter-

Geschäfte sind allenfalls für eine Übergangsperiode ak-

zeptabel. Barter-Geschäfte werden offenbar vorwiegend 

von Unternehmen eingegangen, deren Finanzen sich in 

einer Krise befinden, während finanziell stabile Unterneh-

men Direktverkäufe vorziehen und wohl auch deshalb sta-

bil sind. 

In einer prekären Lage befinden sich die Unternehmen 

der Textilindustrie. Als besondersvon importierten Rohstof-

fen abhängige Branche, die mittlerweile nahezu Welt-

marktpreise für Baumwolle bezahlt, ist sie nicht in der Lage, 

das bisherige Sortiment zu Preisen anzubieten, die der 

russische Konsument bezahlen kann. Der Ausweg in den 

Export ist durch fehlende Absatzkanäle, durch Marktzu-

trittsschranken in den potentiellen Abnehmerländern und 

durch die nicht wettbewerbsfähige Qualität der Produkte 

versperrt. Insbesondere Produktionskooperationen und 

Joint-ventures mitwestlichen Unternehmen dürften erfolg-

versprechende Wege sein, um langfristig wenigstens 

einen Kern der Textilindustrie zu erhalten. 

Insgesamt zeichnet sich unter dem Eindruck wachsen-

der finanzieller Restriktionen eine deutliche Umorientie-

rung des Managements von einem versorgungs- zu einem 

absatzorientierten Denken ab. Russische Unternehmen 

113 Vgl. Interne Arbeitsunterlagen des Expert Institute. 

114 Auf Föderationsebene wird durch Abkommen zwischen 
Regierung, Arbeitnehmern und Arbeitgebern versucht, einen 
Rahmen für die betriebliche Lohnbildung zu setzen. In den Unter-
nehmen besteht die Möglichkeit, durch betriebliche Tarife eine 
Lohnstruktur und -höhe festzulegen, die den spezifischen Bedin-
gungen des Betriebes entsprechen. Die Regierung schreibt ledig-
lich die Höhe des Mindestlohnes vor. 

115 Nach der Umfrage des Expert-Institute (vgl. Russian Enter-
prises ..., a.a.O., S. 20) haben 1992 und 1993 nur 10 vH der Unter-
nehmen ihr Sortiment grundlegend, dagegen 65 vH nur unwe-
sentlich geändert. Die Intensität differierte nur unwesentlich be-
züglich der finanziellen Lage der Betriebe. Im übrigen hat kein 
Manager den rückläufigen Absatz auf ein mangelhaftes Sortiment 
zurückgeführt. Anderen Untersuchungen zufolge sollen Unter-
nehmen ihr Sortiment in der Weise angepaßt haben, daß sie die 
Produktion verlustbringender Güter eingestellt haben (vgl. Lars 
Bergström ..., a.a.O., S. 32). 
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Tabelle 20 
Monopolistische Gütermärkte, 1993 

Autobusse 

Motorroller 

Filmmaterial 

Kartoffelerntemaschinen 

Diesel- und Elektrolokomotiven 

Zementtransporter 

Synthetische Farbstoffe 

Diverse Düngemittel 

Quellen: Vladimir E. Capelik: Should Monopoly be Regula-
ted in Russia? In: Communist Economies & Econo-
mic Transformation. Bd. 6, Nr. 1/1994, S. 19-32; 
Ekonomika i zizn' Nr. 6/1994 S. 7; Osnovnye poka-
zateli raboty promyslennosti zajanvar'-ijun' 1994g. 
Moskau 1994. 

gingen mit hohen Lagervorräten in die Transformations-

phase; entweder waren Endprodukte unverkäuflich oder 

Rohstoffe und Vormaterial wurden gehortet, um unregel-

mäßigen und unpünktlichen Lieferungen vorzubeugen. 

Gegenwärtig zeichnet sich ein beschleunigter Lagerabbau 

ab. Der Anteil der Lagerinvestitionen am BIP ist seit 1991 

ständig gesunken und betrug im ersten Halbjahr 1994 nur 

noch 3 vH. Die Konsumgütervorräte in Handel und Indu-
strie sind im ersten Halbjahr 1994 nominal um 16 vH ge-

genüber dem ersten Halbjahr 1993 gesunken, was einer re-

alen Halbierung entsprechen dürfte. 

Marktformen und Preisbildung 

Die Struktur der Gütermärkte in der Russischen Födera-

tion ähnelt noch stark derjenigen in der ehemaligen 
Sowjetunion; sie ist weiterhin von einem hohen Grad der 

Monopolisierung und noch bestehenden Elementen zen-

Tabelle 21 

traler Koordination geprägt. Der Großteil der industriellen 

Produktion konzentriert sich nach wie vor auf wenige, 

große Unternehmen; ungefähr 2 vH der Industrieunterneh-

men haben einen Anteil von etwa 40 vH an der gesamten 
industriellen Produktion. Viele Sektoren sind oligopoli-

stisch strukturiert; sie werden häufig von drei oder vier sehr 

großen Unternehmen beherrscht 16. Bei Disaggregation 

sektoraler Daten zeigt sich, daß der Konzentrationsgrad 

auf Märkten für einzelne Güter extrem hoch ist (vgl. Tabel-
len 20 und 21). 

Auch der hohe Grad der vertikalen Integration ist ein 

Erbe der sowjetischen Planwirtschaft. In sogenannten 
„Zwerg-Werkstätten" stellten die Industrieunternehmen 

einen Großteil der von ihnen benötigten Kleinteile, wie 
Schrauben und Drähte, selbst her' 17. So ineffizient diese 

umfangreichen technischen Kapazitäten in den Unterneh-

men auch sein mögen, sie können doch die Umgestaltung 

der jeweiligen Produktpalette erleichtern. Zum Teil haben 

Investitionsgüterhersteller mit einer Vielzahl kleinerer Inve-
stitionen versucht, die Produktion von Konsumgütern zu 

forcieren und die vertikale Integration abzubauen. Sie 

haben damit teilweise auch den Konzentrationsgrad auf 

den Gütermärkten verringert. Bei den Investitionsgütern 

selbst dagegen scheinen derartige Anpassungsprozesse 
kaum voranzukommen. Dies liegt zum einen an fehlenden 

langfristigen Investitionen im ohnehin kapitalintensiveren 

Investitionsgütersektor, zum anderen haben die Desinte-

gration der ehemaligen Sowjetunion und der allgemeine 

Produktionsrückgang die generellen Konzentrationsten-

denzen im Investitionsgütersektor noch verstärkt18. 

116 Vgl. Ekonomika i zizn', Nr. 6/1994, S. 7. 

117 Vgl. David Dyker, Michael Barrow: Monopoly and Competi-
tion Policy in Russia. Royal Institute of International Affairs. Lon-
don 1994, S. 6. 

118 Vgl. Irina Boeva, Tatiana Dolgopiatova: State Enterprises Du-
ring Transition — Forming Strategies for Survival. In: Anders As-
lund (Hrsg.): Economic Transformation in Russia. London 1994, 
S.111-126. 

Oligopolistische Gütermärkte, 1993 

Anzahl der marktbeherrschenden 
Unternehmen 

Marktanteil in vH 

Magnetbänder 

Motorstraßenhobel 

Dynamo Stahl 

Kalzinierte Soda 

Reifen für landwirtschaftliches Gerät 

2 

3 

3 

3 

4 

100 

100 

fast 100 

92 

82 

Quellen: Vladimir E. Capelik: Should Monopoly be Regulated in Russia? In: Communist Economies & Economic Transformation. 
Bd. 6, Nr. 1/1994, S. 19-32; Ekonomika i kn' Nr. 6/1994 S. 7; Osnovnye pokazateli raboty promyslennosti zajanvar'-ijun' 
1994 g. Moskau 1994. 
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Charakteristisch für russische Unternehmen ist die 

Zugehörigkeit zu meist mehreren regionalen oder sektora-

len Organisationen, die die vertikale und die horizontale 

Integration verstärken. Diese sind häufig Nachfolgeorgani-

sationen der sowjetischen Ministerien und staatlichen 

Komitees, die früher mit der Planung und Steuerung der 

Unternehmenstätigkeiten beauftragt waren19. Sie konzen-

trieren sich zumeist auf das Lobbying, insbesondere mit 

den Zielen, die alten Strukturen in „ ihrem" Sektor aufrecht-

zuerhalten, die unternehmerischen Tätigkeiten zu koordi-

nieren 120 und den Marktzutritt zu erschweren 121. Sie kon-

trollieren unter anderem auch einen Großteil des Handels, 

insbesondere in den Regionen, und ermöglichen somit 

monopolistische Absprachen auch auf oligopolistischen 
und polypolistischen Märkten 122. 

Die monopolistischen Strukturen werden durch eine 

Vielzahl von Marktzutrittsbeschränkungen gestützt. Dabei 

handelt es sich zum Teil um Maßnahmen der örtlichen und 

regionalen Behörden, die diese bewußt einzusetzen schei-

nen, um ihre Macht und ihre persönlichen Beziehungen zu 

erhalten 123. So werden Lizensierungsvorschriften, Tran-

sportbeschränkungen oder Sondervergünstigungen in 

diesem Sinne eingesetzt, oderdasjeweilige Marktvolumen 

wird administrativ zwischen bestimmten Unternehmen auf-

geteilt. Darüber hinaus wird der Marktzutritt für neue Wett-

bewerber durch Preisdiskriminierung behindert. Koordi-

niert von den zuständigen Organisationen und Verbänden 

und erleichtert durch den hohen Konzentrationgrad wer-
den in der Regel drei verschiedene Preise festgesetzt 124: 

der niedrigste Preis für traditionelle Partner im Staatssek-

tor, ein höherer für neue Partner im Staatssektor und der 

höchste Preis für Privatunternehmen 125. Neben der kun-

denspezifischen Preisdifferenzierung werden verschie-

dene Arten der Preisabsprache, insbesondere Mindest-

preisvereinbarungen, zur Beschränkung des Wettbewerbs 

eingesetzt. Aber auch vertikale Preisabsprachen, die die 

Konkurrenzfähigkeit eines Produkts (z.B. gegenüber Im-

porten) sicherstellen und gleichzeitig eine bestimmte Ge-

winnspanne der beteiligten Unternehmen garantieren sol-

len, sind weit verbreitet. 

Russische Unternehmen verhalten sich bislang in der 

Regel noch nicht als Gewinnmaximierer. Bei Umfragen 

nach den vorrangigen Zielen der Unternehmenspolitik 

werden die Erhaltung der Arbeitsplätze und die Sicherung 

der Lohnzahlung an erster Stelle genannt126. Gewinne 

werden fast ausschließlich für Lohnerhöhungen und die 

Schaffung und Erhaltung von Wohnraum für die Arbeitneh-

mer verwendet. Bei einer derartigen betrieblichen Zielset-

zung sind der unternehmerischen Preispolitik enge Gren-

zen gesetzt. In der Praxis bestimmen die meisten Unter-

nehmen ihre Preise mit Hilfe der Aufschlagskalkulation, 

d.h. auf die Produktionskosten wird ein als „ normal" ange-

sehener Prozentsatz aufgeschlagen, der den Gewinn dar-

stellen soll. Nachfragerestriktionen werden dabei so gut 

wie nicht beachtet. Im Falle von Absatzschwierigkeiten 

senken die Unternehmen zumeist nicht die Preise, sondern 

drosseln entweder die Produktion oder produzieren auf 

Halde. Ermöglicht wurde ein solches Vorgehen bislang 

durch den Zugang zu subventionierten Krediten, die Aus-

weitung der zwischenbetrieblichen Verschuldung und 

durch die Zurückhaltung fälliger Steuerzahlungen. 

Staatliche Regulierungsversuche vermochten bisher 

nicht, effektiv gegen Markteintrittsbarrieren und monopoli-

stische Strukturen anzugehen 127. Vielfach werden diese 

durch solche Regulierungen sogar noch verstärkt. Unter-

nehmen mit einem Marktanteil von mindestens 35 vH sind 

im sogenannten „Staatlichen Register der Monopolunter-

nehmen" aufgeführt. Für sie gelten sektorspezifische Ren-

tabilitätsbeschränkungen von 10 bis 50 vH der Kosten. 

Diese Regelung stellt jedoch für die Unternehmen einen 

Anreiz dar, durch die Verlagerung von Gemeinkosten (bei 

mehreren Produkten) oder durch die Hinzurechnung von 

außerordentlichen Aufwänden zu den Fertigungskosten 

überhöhte Kosten auszuweisen. Darüber hinaus läßt sich 

die Rentabilität kurzfristig etwa durch die Einräumung von 

günstigen Zahlungszielen senken. Die Beschränkung von 

Monopolrenten ist daher durch diese Regelung kaum mög-

lich. Zudem werden Strafen für Übertretungen dieser Vor-

schriften erst am Quartalsende fällig, so daß den Unterneh-

men in der Zwischenzeit ein zusätzlicher Finanzierungs-

spielraum zur Verfügung steht; dies dürfte insbesondere 

bei hohen Inflationsraten einen nicht zu unterschätzenden 

Anreizzur Übertretung darstellen. Hinzu kommt, daß durch 

die Rentabilitätsbeschränkung die Attraktivität der entspre-

chenden Märkte bedeutend reduziert wird. Dies wirkt wie 

eine Marktzugangsbeschränkung, auch wenn es nur für 

119 So ist das Ministerium für materielle Ressourcen in die Ak-
tiengesellschaft „ Roskontrakt" und das Ministerium für die Ver-
sorgung der Landwirtschaft in die Aktiengesellschaft „ Rosagros-
nab" umgewandelt geworden. Vgl. Tigran A. Aslamazjan: Zer-
schlagung der Monopole — Vordringlichste Aufgabe der 
Russischen Wirtschaftsreform. In: Problems of International Coo-
peration. Vierteljahrsberichte der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn, 
Nr. 133/1993, S. 251 f. 

120 Ein Beispiel ist die Gesellschaft „ Rosagrosnab", die 118 Ge-
bietsfilialen und 1 500 lokale Versorgungsbasen von Kolchosen 
und Sowchosen und somit die gesamte Palette der Industrieer-
zeugnisse, die in der landwirtschaftlichen Produktion benötigt 
werden, kontrolliert. Vgl. Tigran A. Aslamazjan ..., a.a.O., S. 252. 

121 Vgl. Irina Starodubrovskaya: The Nature of Monopoly and 
Barriers to Entry in Russia. Communist Economies & Economic 
Transformation. Bd. 6, Nr. 1/1994, S. 7-11. 

122 Vgl. Vladimir E. Capelik: Should Monopoly be Regulated in 
Russia? In: Communist Economies & Economic Transformation. 
Bd. 6, Nr. 1/1994, S. 19-32. 

123 Vgl. Irina Starodubrovskaya ..., a.a.O., S. 12. 

124 Vgl. Irina Boeva, Tatiana Dolgopiatova ..., a.a.O., S. 121. 

125 Einige Unternehmen setzen ihre Preise auch in Abhängig-
keitvon derfinanziellen Situation ihrer Kunden, etwadie russische 
Eisenbahn. 

126 Vgl. Irina Boeva, Tatiana Dolgopiatova ..., a.a.O., S. 111. 

127 Vgl. Irina Starodubrovskaya ....a.a.O., S. 8-16; Vladimir E. 
Capelik ..., a.a.O., S. 22-31. 
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Unternehmen gilt, die bereits im „ Register" eingetragen 

sind 126.Aber auch für neue Unternehmen stellen die Rege-

lungen vielfach einen Wettbewerbsnachteil dar, weil im 

„Register" eingetragene Unternehmen mit dem Hinweis 

auf rapide steigende Kosten häufig leichter zusätzliche 

Subventionen oder andere Vergünstigungen erhalten 

konnten 129. 

Solange die Budgetrestriktionen der Unternehmen nicht 

wesentlich gehärtet werden und die Konkursgesetzgebung 

nicht strenger gehandhabt wird, dürften auch die Vorschrif-

ten gegen Wettbewerbsbeschränkungen wenig erfolgreich 

sein. Sollte die Restrukturierung der Eigentümerschaft in 
der zweiten Runde der Privatisierung von einer Abnahme 

der vertikalen Integration und einer Anpassung der Pro-

duktpaletten der Unternehmen begleitetwerden, bestünde 

allerdings die Möglichkeit, daß es zu einer gewissen Ent-

monopolisierung der russischen Wirtschaft kommt. 

Zusammenfassung und Ausblick 

Neben der makroökonomischen Stabilisierung spielt die 

realwirtschaftliche Anpassung eine zentrale Rolle bei der 

Transformation von der Plan- zur Marktwirtschaft. Im Mittel-
punkt steht dabei die Ausrichtung der Produktionsstruktur 

auf interne und externe Knappheitspreise. Der damit ver-

bundene Strukturwandel muß in dem entstehenden markt-

wirtschaftlichen System vorwiegend dezentral auf der Un-

ternehmensebene erfolgen. Die Betriebe müssen sich von 

passiven Ausführungsorganen der staatlichen Planbüro-

kratie zu gewinnorientierten Unternehmen entwickeln. 

Dazu bedarf es einer geeigneten Ordnungs- und Prozeßpo-

litik; durch die Schaffung von Anreizen und Restriktionen 

können die Entscheidungen der Unternehmen maßgeblich 

beeinflußt und kann marktkonformes Verhalten gefördert 

werden. 

Auch 1994 hat die russische Wirtschaftspolitik die Rah-

menbedingungen für die Unternehmen nur unzulänglich 

verbessert und kaum Anreize zu effizienterem Wirtschaf-

ten gesetzt. Obwohl die staatlichen Finanzhilfen im Rah-

men der gesamtwirtschaftlichen Stabilisierungsbemühun-

gen etwas zurückgenommen wurden, werden ressourcen-

verschwendende staatliche und gemischte Unternehmen 

auch weiterhin durch Subventionen und verbilligte Kredite 

am Leben erhalten. Zudem setzte die Regierung ihre Stabi-
lisierungsversuche zumindest zum Teil nur durch Zah-

lungsverzug durch. Dadurch stiegen die zwischenbetrieb-

liche Verschuldung und die ohnehin eklatante Rechtsunsi-

cherheit. Ordnungspolitische Versäumnisse bestehen 

nach wie vor im Fehlen eines funktionstüchtigen Konkurs-
gesetzes und in einer Steuergesetzgebung, die von unab-

lässigen, sich oftmals widersprechenden Änderungen ge-

prägt ist, was insbesondere die erfolgreichen Unterneh-

men belastet. Daneben sind vor allem auch Versäumnisse 
beider Regulierung der Finanzmärkte, etwa bei der Ban-

kenaufsicht oder den Investmentfonds, zu nennen. Bei die-

sen unzureichenden institutionellen Rahmenbedingungen 

verwundert es nicht, daß auch der Anpassungsprozeß in 

den Unternehmen und in Folge der gesamtwirtschaftliche 

Strukturwandel nur schleppend in Gang kommen. 

Die gesamtwirtschaftliche Produktion hat sich von 1990 

bis 1994 nahezu halbiert. Von diesem Rückgang war die 

Industrie besonders stark betroffen, während die Produk-

tionseinbußen in der Landwirtschaft und im Dienstlei-
stungssektor schwächer ausfielen, so daß insbesondere 

die Bedeutung des Dienstleistungssektors erheblich zuge-

nommen hat. Insofern deutet sich ein langsam einsetzen-

der inter-sektoraler Strukturwandel an. Auch innerhalb des 

Industriesektors ergibt sich bei einer branchenspezifi-

schen Analyse der Produktionsrückgänge ein differenzier-

teres Bild. Während die Produktion etwa in der Leichtindu-
strie und im Maschinenbau besonders stark gesunken ist, 

fielen die Produktionsrückgänge bei der Brennstoffproduk-

tion und bei der Stromerzeugung erheblich geringer aus. 

Diese Entwicklung ist in dem Maße positivzu bewerten, wie 

der Export dieser Produkte als Reaktion auf preisbedingte 

Rückgänge der heimischen Nachfrage zugenommen hat. 

Dies ist auch ein Hinweis darauf, daß Rußland seine Pro-

duktion zunehmend an seinen komparativen Vorteilen aus-

richtet und sich entsprechend in die internationale Arbeits-

teilung integriert. 

Allerdings hat der ausgeprägte Produktionsrückgang 

bisher kaum zu einer Stillegung veralteter Kapazitäten ge-

führt. Stattdessen wurde die Kapazitätsauslastung flä-

chendeckend gesenkt, was mit einer entsprechenden Ver-

ringerung der Kapitalproduktivität einherging. Auch bei der 

Beschäftigung kam es nur zu äußerst geringfügigen 

Anpassungen, die in keinem Verhältnis zu den jeweiligen 

Produktionseinbrüchen stehen. Schließlich hat das Investi-

tionsvolumen der Unternehmen erneut stark abgenom-

men. Allerdings lassen sich auch bei den Beschäftigungs-
anpassungen und bei den Investitionsausgaben erste An-

zeichen einer sektoralen Ausdifferenzierung erkennen. 

Einen überproportionalen Beschäftigungsabbau gab es 
wiederum im Maschinenbau, in der Leicht- und in der Bau-

stoffindustrie, während die Beschäftigung im Energie- und 
Rohstoffbereich sogar stieg. Der im Vergleich zum Investi-

tionsrückgang verhaltene Beschäftigungsabbau (bzw. -an-
stieg im Energie- und Rohstoffbereich) kann ebenfalls als 

ein Anzeichen dafür gewertet werden, daß sich der begin-

nende Strukturwandel auch an der relativen Faktorausstat-

tung Rußlands orientiert. 

Die Konversion von Rüstungsunternehmen ist nur lang-

sam vorangekommen. Zwar ging die Produktion von Rü-

stungsgütern zurück, doch sank zumindest 1994 die zivile 

Produktion der Rüstungsbetriebe in etwa dem gleichen 

128 Die Rentabilitätsbeschränkung für ein Unternehmen, das 
im „Staatlichen Register der Monopolunternehmen" aufgelistet 
ist, gilt für alle Produkte des Unternehmens, unabhängig davon, 
ob es eine marktbeherrschende Stellung innehat. 

129 Vgl. Vladimir E. Capelik ..., a.a.O., S. 30. 
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Maß. Relativ erfolgreich waren solche Konversionspro-
jekte, die sich auf die Produktion von Konsumgütern spe-

zialisiert haben, während sich die Ausrichtung auf Investi-

tionsgüter vor dem Hintergrund der verschärften Investi-

tionskrise als Sackgasse erwiesen hat. 

Auch im Dienstleistungssektor sind Tendenzen für eine 

Veränderung der Branchenstruktur zu beobachten. Von 

sehr niedrigem Niveau ausgehend haben sich Finanz- und 

Versicherungsunternehmen dynamisch entwickelt, und 

zwar quantitativ wie auch qualitativ, d.h. bezüglich des 

Spektrums der angebotenen Leistungen. In diesen Bran-

chen werden zudem die höchsten Gehälter gezahlt, nicht 

zuletzt um damit den notwendigen Beschäftigungsanstieg 

herbeizuführen. Bei den Transportdienstleistungen ist das 

gesamte Verkehrsaufkommen kontinuierlich gesunken. 

Allerdings hat auf Grund der gesamtwirtschaftlichen Pro-

duktionsrückgänge insbesondere der Güterverkehr abge-

nommen, während der Personenverkehr relativ an Bedeu-

tung gewonnen hat. Zudem erfolgte eine Verlagerung vom 

Flugzeug zur Eisenbahn, die nicht zuletzt durch die unter-
schiedliche Preisentwicklung und das Absinken des Sub-

ventionsniveaus im Luftverkehr ausgelöst wurde. 

Die unterschiedliche Produktionsentwicklung im verar-

beitenden Gewerbe und in der Roh- und Brennstofförde-

rung spiegelt sich auch in einer zunehmenden regionalen 

Differenzierung wider. Regionen, in denen — wie in einigen 

Teilen des Nördlichen Wirtschaftsraumes oder Sibiriens — 

die Roh- und Brennstoffindustrie konzentriert sind, stehen 

hinsichtlich des Produktionsergebnisses besser dar als die 

traditionellen Zentren des verarbeitenden Gewerbes, etwa 

der Ural- oder der Wolgawirtschaftsraum. Die Regierung 

will auch in Zukunft einzelne Regionen im Rahmen von 

Entwicklungsprogrammen fördern. Es ist zu befürchten, 

daß diese Programme die notwendigen Anpassungen der 

Betriebe in den geförderten Regionen weiter hinauszögern 

werden. 

Der Privatisierungsprozeß wurde weiter beschleunigt. 

Bis Mitte 1994 sollen etwa 74 vH der kleinen Unternehmen, 

die vorwiegend im Dienstleistungssektor angesiedelt sind, 

privatisiert worden sein. Diese Unternehmen sind über 

Ausschreibungen und andere Formen der Einzelprivatisie-

rung zu etwa 70 vH von ihren Belegschaften erworben wor-

den. Die Voucher-Privatisierung für mittlere und große Un-

ternehmen wurde am 30. Juni 1994 abgeschlossen. Etwa 

50 vH dieser Unternehmen sind mittlerweile privatisiert 

worden. Allerdings gingen die Aktienmehrheiten in 75 vH 

aller Fälle an die Belegschaften über, außerdem hält der 

Staat bei mehr als der Hälfte der privatisierten mittleren 

und großen Unternehmen auch weiterhin mindestens 
25 vH der Aktien. Mit dieser Verteilung der Eigentums-

rechte sind erhebliche Probleme bei der Unternehmens-

kontrolle und damit auch bei der Finanzierung der betriebli-

chen Anpassungsprozesse vorprogrammiert. Zweck der 

Privatisierung dieser Unternehmen sollte es insbesondere 

sein, durch neue Eigentümer Finanzmittel für die dringend 

benötigten Investitionen zu finden. Weder Staat noch Ar-
beitnehmer sind als neue Eigentümer in ausreichendem 

Maße in der Lage, derartige Finanzmittel aufzubringen. 

Einmal im Unternehmen aufgebaute Machtpositionen des 

Managements oder der Arbeitnehmer können leicht dazu 

genutztwerden, externe Investoren aus dem Unternehmen 

herauszuhalten. Tatsächlich sind die Anteile externer Inve-

storen gering und die Anteile ausländischer Investoren 

sogar äußerst gering. 

Inwieweit die Privatisierung zur Entwicklung des Privat-

sektors insgesamt beigetragen hat, ist wegen statistischer 

Erfassungs- und Abgrenzungsprobleme schwer abzu-

schätzen. Offizielle Angaben, nach denen im ersten Halb-

jahr 1994 etwa 58 vH des BIP außerhalb des staatlichen 

Sektors erstellt wurden, beruhen vor allem auf der Einbe-

ziehung von sogenannten gemischten Unternehmen, an 

denen der Staat noch immer beteiligt ist. Der Anteil der rein 

privaten Unternehmen wird auf lediglich 23 vH des BIP ge-

schätzt. Allerdings gibt es erhebliche sektorale Unter-

schiede. So erreichten Privatunternehmen im Dienstlei-

stungssektor, in der Bau- und in der Landwirtschaft über-

durchschnittlich hohe Anteile, während sich ihr Anteil an 

der Industrieproduktion auf lediglich 7 vH belief. 

Ein Großteil der in Privatbesitz befindlichen Betriebe 

sind Kleinunternehmen. Ihre Bedeutung ist seit 1990 

sprunghaft gestiegen, was neben der damit verbundenen 

Änderung der Eigentumsstruktur der russischen Wirt-

schaft auch eine Änderung ihrer Größenstruktur widerspie-

gelt. Allerdings haben Kleinunternehmen mit erheblichen 

Problemen zu kämpfen; insbesondere ist ihnen der Zu-

gang zu Krediten weitgehend versperrt. Obwohl es erklär-

tes Ziel der Regierung ist, private Kleinunternehmen zu för-

dern, hat die Wirtschaftspolitik bisher kaum zu ihrer Stär-

kung beigetragen. So werden zwar auf der einen Seite 

Steuervergünstigungen gewährt und in geringem Umfang 
Fördermittel zur Verfügung gestellt, auf der anderen Seite 

aber werden dieselben Unternehmen mit zahlreichen Ab-

gaben an föderale und regionale Fonds belastet, so daß sie 

insgesamt in erheblichem Maße zur Finanzierung der 

Staatsausgaben und der Defizite der großen staatlichen 

Unternehmen herangezogen werden. 

Das Engagement ausländischer Investoren hält sich an-

gesichts der Größe des russischen Binnenmarktes und der 

reichlichen Ausstattung mit natürlichen Ressourcen bisher 

in vergleichsweise engen Grenzen. Die größten Anteile am 

spärlichen Zufluß ausländischer Direktinvestitionen konn-
ten die Erdölindustrie, der Handel und die Metallverarbei-

tung auf sich vereinigen. Es scheint, daß sich ausländische 

Investoren gegenwärtig noch am Fehlen einer verläßlichen 

Wirtschaftspolitik, an den inkosistenten rechtlichen Rah-

menbedingungen, an der Sprunghaftigkeit der Steuerge-

setzgebung und an der völlig unzureichenden Infrastruktur 

stören. Sie ziehen es deshalb vor, zunächst Repräsentan-

zen einzurichten, um frühzeitig auf dem potentiell prospe-

rierenden Markt vertreten zu sein. Langfristige und kapital-

intensive Investitionen werden dagegen in die Zukunft ver-
schoben. Angesichts der bisherigen Erfahrungen mit der 

Wirtschaftspolitik dürfte selbst eine nachhaltige Verbesse-
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rung der Standortbedingungen für ausländische Direktin-

vestitionen erst mittelfristig einen deutlichen Anstieg des 

Engagements ausländischer Unternehmen bewirken. 

Für Großunternehmen sind die Finanzierungsspiel-

räume im Laufe des vergangenen Jahres durch Maßnah-

men wie die Kürzung von Subventionen und Vorzugskredi-

ten eingeengt worden. Die Unternehmen haben darauf 

allerdings weniger mit marktkonformen Maßnahmen wie 

Beschäftigungs- oder Kapazitätsabbau reagiert als viel-
mehr mit der Kürzung oder Einstellung von Zahlungen an 

den Staat, an Lieferanten und an die eigene Belegschaft. 

Entsprechend kam es zu einem starken Anstieg der Steuer-

rückstände, einer explosionsartigen Ausweitung der zwi-

schenbetrieblichen Verschuldung sowie zu teilweise mehr-
monatigen Verzögerungen bei den Lohnzahlungen. In die-

ser Situation erwies es sich als nahezu unmöglich, 

Investitionen zu finanzieren, zumal Bankkredite als langfri-
stige Finanzierungsinstrumente wegen der noch immer zu 

hohen und volatilen Inflationsraten und wegen der ungenü-

genden rechtlichen Möglichkeit zur Stellung von Sicher-

heiten kaum zur Verfügung stehen. Die starke Position der 
Belegschaften in den teilprivatisierten Unternehmen nährt 

zudem die Befürchtung, daß auch in Zukunft eine Investi-

tionsfinanzierung über einen erheblichen Abbau der Be-

schäftigung und damit der Lohnkosten in der Regel nicht 

zustande kommen wird. Zugleich verringern die hohen Ei-

gentumsanteile von Management und Arbeitnehmern die 

Attraktivität solcher Unternehmen für externe Investoren, 

die in der zweiten Privatisierungsrunde direkt Anteile er-

werben wollen. Sollten externe Investoren dabei nicht in 

der Lage sein, mit dem Erwerb von Anteilen die Kontrolle 

über ein Unternehmen an sich zu ziehen, werden sie kaum 
in ein solches Unternehmen investieren. 

Insgesamt ergibt sich eine Entwicklung, in der sich ein 

privatwirtschaftlich organisierter Unternehmenssektor 

herausbildet und Unternehmen ansatzweise damit begin-
nen, marktwirtschaftliche Verhaltensweisen zu überneh-

men. Folge davon sind unter anderem erste Ansätze eines 

inter- und intrasektoralen Strukturwandels. Einer positive-

ren Entwicklung des Unternehmenssektors steht allerdings 

noch immer die sprunghafte, unberechenbare und zum Teil 

inkonsistente Wirtschaftspolitik im Wege. Insbesondere 

den erfolgreichen kleinen und mittleren Unternehmen bür-

det die von der Regierung fortgesetzte Subventionierung 

maroder Staatsbetriebe erhebliche Finanzierungslasten 

auf und behindert damit deren weitere Entwicklung. Da das 

Insolvenzrecht ein Instrument zur Vermeidung von Insol-

venzen bleibt und damit keine glaubwürdige Konkursdro-

hung besteht, fehlt für unrentable Unternehmen der wich-

tigste Anreiz, sich marktkonform zu verhalten. 
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